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Teil I  Begründung 

1. AUFGABENSTELLUNG, ANLASS DER PLANUNG UND 
PLANVERFAHREN 

1.1 Aufgabenstellung, Anlass der Planung 
Vor dem Hintergrund des fortschreitenden Klimawandels, der Endlichkeit fossiler Ener-
gieträger wie Öl, Kohle und Gas sowie dem erfolgten Ausstieg aus der Atomenergie ist 
der Ausbau erneuerbarer Energien eines der vordringlichsten Projekte zur langfristigen 
Sicherstellung der Energieversorgung. 

Auf internationaler und nationaler Ebene wurden Ziele definiert, um die CO2-Emissionen 
signifikant zu reduzieren. Der Bereich der Energieerzeugung besitzt in diesem Zusam-
menhang ein großes Einsparpotenzial. Um die Klimaziele zu erreichen, ist ein Ausbau 
der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien notwendig. Unter den erneuerbaren 
Energien ist neben der Windenergie die Solarenergie von besonderer Bedeutung. 

Die Stadt Schnaittenbach sieht sich vor dem genannten Hintergrund in der Verantwor-
tung, im Rahmen der Bauleitplanung die Voraussetzungen zur Erzeugung regenerativer 
Energien zu schaffen und steht dem Ausbau regenerativen Energien grundsätzlich sehr 
aufgeschlossen gegenüber. Daher sind zur Regelung der Flächenentwicklung von PV-
Anlagen im gesamten Stadtgebiet von Schnaittenbach Kommunale Richtlinien für Pho-
tovoltaik-Freiflächenanlagen aufgestellt und in der Stadtratssitzung vom 16.02.2023 be-
schlossen worden. Die Richtlinien umfassen die gesamtstädtische Entwicklung von Flä-
chen für eine PV-Nutzung und ordnen räumlich deren Verteilung anhand geeigneter Ge-
bietskategorien im Stadtgebiet. 

Als ein Baustein soll mit der vorliegenden Bauleitplanung ein Beitrag zur Entwicklung 
von Flächen für die PV-Nutzung im Stadtteil Holzhammer geleistet werden. 

Auslöser für die vorgesehene Bauleitplanung ist die Absicht eines privaten Investors, auf 
Flächen im Ortsteil Holzhammer eine Solarfreiflächenanlage (Photovoltaikanlage) zu er-
richten. 

Am 22.06.2023 hat die Stadt Schnaittenbach in ihrer 36. Sitzung des Stadtrates hierzu 
die Planung einer Freiflächen-PV-Anlage gebilligt. Ziel ist es, einem privaten Vorhaben-
träger, der DVP Energy Germany 3 UG, die Errichtung und den Betrieb einer Photovol-
taik-Anlage (PV-Anlage) mit der Nennleistung von ca. 9,1 MWp (Megawatt peak) auf drei 
Teilflächen (im weiteren Solarfelder genannt) im Ortsteil Holzhammer zu ermöglichen. 
Inhaltlich erfüllt die beabsichtigte Planung die Anforderungen der gesamtstädtischen 
Richtlinien der Stadt Schnaittenbach. Zur Umsetzung der Planung ist die Aufstellung 
eines Bebauungsplans erforderlich. 

Gemäß § 12 Abs. 1 BauGB muss der Träger des Vorhabens bereit und in der Lage sein, 
das Vorhaben gemäß dem mit der Gemeinde abgestimmten Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplans (VEP) durchzuführen. Die Umsetzung des VEPs regelt der Durchführungs-
vertrag, der vom Vorhabenträger mit der Stadt Schnaittenbach bis zum Satzungsbe-
schluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplans abgeschlossen werden muss. 

Ergänzend wird festgesetzt, dass gemäß § 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB 
im Rahmen der festgesetzten Nutzungen für den abgegrenzten Geltungsbereich des 
Vorhaben- und Erschließungsplanes nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren 
Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat. Damit 
wird die Umsetzung des konkreten Vorhabens sichergestellt. 
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Im Durchführungsvertrag wird gemäß § 12 Abs. 3a BauGB auch geregelt, welche Vor-
haben im Rahmen der festgesetzten Nutzungen für den abgegrenzten Vorhabenbereich 
des VEPs zulässig sind. In den vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird hierzu eine 
entsprechende Festsetzung aufgenommen. 

Bei der Aufstellung, Änderung oder Auflösung eines Bebauungs- bzw. Flächennutzungs-
plans ist eine Umweltprüfung durchzuführen und deren Ergebnisse in einem Umweltbe-
richt entsprechend § 2a BauGB darzulegen. Im Umweltbericht werden die nach § 2 Abs. 
4 BauGB voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben und 
bewertet. Der Umweltbericht liegt als Teil II der gegenständlichen Begründung vor. 

Mit der Erarbeitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wurde das Planungsbüro 
atelier stadt & haus in 45141 Essen beauftragt. Der Umweltbericht als eigenständiger 
Teil der Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist durch das Büro für 
Umwelt- und Freiraumplanung GOEP LA Ltd, 45359 Essen erarbeitet worden. 

1.2 Planverfahren 
Der Aufstellungsbeschluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplans der „Freiflächen 
PV-Anlage Holzhammer“ wurde in der Stadtratsitzung am 25.01.2024 gefasst. Die Än-
derung des Flächennutzungsplans mit Landschaftsplan erfolgt gemäß § 8 Abs. 3 Bau-
gesetzbuch – BauGB im Parallelverfahren. 

Durch die Änderung des FNP und die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans wird die Nutzung der solaren Strahlungsenergie durch PV-Anlagen im Stadtgebiet 
Schnaittenbach planerisch gesteuert. 

Für beide Verfahren wurde die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlich-
keit im Rahmen der ortsüblichen Bekanntmachung beschlossen. 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte im Zeitraum vom 
12.02.2024 – 15.03.2024. 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte parallel. Hierzu wurden die Behörden und TÖBs mit 
Schreiben vom 09.02.2024 kontaktiert und gebeten eine Stellungnahme zu der Planung 
bis zum 15.03.2024 abzugeben. 

Die in den Beteiligungszeiträumen verfassten und eingegangenen Stellungnahmen sind 
für die Fortführung des Verfahrens ausgewertet und sachgerecht gegeneinander abge-
wogen worden. Die Ergebnisse sind bei der weiteren Konkretisierung der Planung ein-
geflossen und berücksichtigt worden. 

Vor allem ist ein bei der Stadt Schnaittenbach am 05.03.2024 eingegangener Bürgeran-
trag vom 27.02.2024 nach Prüfung der Formalien in den politischen Gremien inhaltlich 
behandelt worden. Der Bürgerantrag hat Folgendes zum Inhalt: Um eine verträgliche 
Nachbarschaft der solaren Nutzung gegenüber der bestehenden Wohnnutzung zu ge-
währleisten, wird seitens der Bürgerschaft ein angemessener Abstand von 150 m zu 
jeglicher Wohnbebauung, mindestens jedoch ein Abstand von 100 m gefordert. 

In der Stadtratssitzung am 21.03.2024 wurde über die Zulässigkeit und den Inhalt des 
Antrages beraten. Zu dem Antrag wurde hinsichtlich der Zulässigkeit und des Inhaltes 
folgender Beschluss gefasst: 

„Der Bürgerantrag vom 05.03.2024 zur Einhaltung eines Mindestabstandes bei der Er-
richtung einer Freiflächen-PV-Anlage im Ortsteil Holzhammer zur Wohnbebauung ge-
mäß Art 28 b BayGO ist zulässig und wird durch den Stadtrat inhaltlich beschlussmäßig 
behandelt.“ 
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„Der Stadtrat der Stadt Schnaittenbach beschließt, dass die geplante Freiflächen-PV-
Anlage "Solarpark Holzhammer I" im Ortsteil Holzhammer zur Wohnbebauung einen 
Mindestabstand von 150 m einhalten muss. Maßgeblich für die Bemessung des Abstan-
des ist der Abstand zur bestehenden Wohnbebauung (maßgeblich ist die Außenwand 
des letzten Wohngebäudes auf dem Grundstück) des Wohngrundstückes.“ 

Mit diesem Beschluss wird den Stellungnahmen der Bürger im Ortsteil Holzhammer ge-
folgt. Zur Berücksichtigung des Beschlusses wurde die Planung der Solarfelder in Holz-
hammer unter Wahrung des zu berücksichtigenden Abstandes in der vorliegenden Über-
arbeitung angepasst. Inhaltlich führt die Überarbeitung des Konzeptes „Hybrid-Solarfel-
der Holzhammer“ zu einer deutlichen Reduzierung der für eine solare Nutzung in An-
spruch genommenen Flächen. Insgesamt reduziert sich die Gesamtfläche der Solarfel-
der Holzhammer von bisher ca. 14,7 ha auf nunmehr ca. 10,4 ha.1 

Der weitere Verfahrensablauf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und der paral-
lel durchzuführenden Änderung des Flächennutzungsplans stellt sich wie folgt dar: 

 Einverständnis des Rates mit dem angepassten Entwurf des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans, der Änderung des Flächennutzungsplans und dem Entwurf des 
Vorhaben- und Erschließungsplans sowie der Einbeziehung der eingegangenen 
Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nach §§ 3 und 4 Abs. 1 
BauGB sowie Beschluss des Rates gem. § 3 Abs. 2 BauGB betreffend die öffentli-
che Auslegung dieser Entwürfe; 

 2. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB; 

 Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung des Entwurfs des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans und der Änderung des Flächennutzungsplans; 

 Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer eines Monats, mindes-
tens jedoch für 30 Tage oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes für die Dauer 
einer angemessen längeren Frist; 

 Abschluss des Durchführungsvertrags gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB zum Sat-
zungsbeschluss; 

 Entscheidung des Rates über die abwägungsrelevanten Stellungnahmen sowie Sat-
zungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB; 

 Genehmigung der parallel durchgeführten Änderung des Flächennutzungsplans mit 
Landschaftsplan der Stadt Schnaittenbach durch die zuständige übergeordnete Be-
hörde. 

 Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und der Änderung des Flä-
chennutzungsplans durch Veröffentlichung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 
Abs. 3 Satz 4 BauGB und der Genehmigung der Änderung des Flächennutzungs-
plans der höheren Verwaltungsbehörde gemäß § 6 Abs. 5 BauGB. 

 

 

1  Zu weiteren Ausführungen vgl. Kapitel 3. Solarkonzept / Erschliessung/ Ver- und Entsorgung 
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2. ABGRENZUNG UND BESCHREIBUNG DES PLANGEBIE-
TES 

2.1 Abgrenzung 
Das geplante Vorhaben umfasst bisher als Acker oder Grünland intensiv genutzte land-
wirtschaftliche Flächen in den Randbereichen des Ortsteils Holzhammer nördlich der B 
14. 

Für die Fassung der frühzeitigen Beteiligung war der Geltungsbereich des Vorentwurfs 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Hybrid-Solarfelder Holzhammer“ unterteilt in 
vier Geltungsbereiche (Teil A-D) mit fünf Solarfeldern. 

 
Abb. 1 Räumlicher Geltungsbereich des Vorentwurfs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (Teil A-D) 

(© Geobasis-DE / LDBV Bayern 2023, DVP Solar Germany GmbH), Stand frühzeitige Beteiligung 

Aufgrund des geänderten VEPs zum Solarpark Schnaittenbach unter Berücksichtigung 
des Beschlusses des Stadtrates der Stadt Schnaittenbach vom 21.03.2024 werden nun 
noch zwei Geltungsbereiche als Teile A und B abgegrenzt. 

Der Teil A liegt südöstlich der Siedlungsbereiche des Ortsteils Holzhammer. Innerhalb 
des Teils A befindet sich ein Solarfeld (Solarfeld 1). Der Teil B ist südwestlich von Holz-
hammer und westlich der Schlossstraße lokalisiert. Der Teil befindet sich auf Wald- und 
landwirtschaftlichen Flächen zwischen dem Ehenbach und der südlich hiervon verlau-
fenden Bundesstraße B 14. Der Teil B beinhaltet zwei Solarfelder (Solarfeld 2+3). 

Teil A 

Teil B 

Teil C 

Teil D 

VORENTWURF 
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Abb. 2 Räumlicher Geltungsbereich des Entwurfs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (Teil A+B) (© 

Geobasis-DE / LDBV Bayern 2023, DVP Solar Germany GmbH), Stand öffentliche Auslegung 

Die Geltungsbereiche Teil A und B befinden sich mit den festgesetzten Solarfeldern (So-
larfelder 1-3) in den Gemarkungen Schnaittenbach und Holzhammer auf folgenden Flur-
stücken (mit weitergehenden Angaben): 

Geltungs-
bereich 

Gemarkung Flurstück Größe (m²)  Größe  
(anteilig) m² 

Teil A Holzhammer 49 93.079 Solarfeld 1 37.016 

   0  0 

   0  0 

Teil B Schnaittenbach 2143 16.015 Solarfeld 2 8.058 

  2145 2.025  335 

  2370 31.024  13.667 

  2371 22.517  16.688 

   0  0 

  2135 153.665 Solarfeld 3 28.732 

   0  0 

Summe   318.325  104.496 

Tab. 1 Flächen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan (Teil A+B) (© atelier stadt & haus, DVP Solar 
Germany GmbH) 

 

Teil A 

Teil B 

ENTWURF 
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Abb. 3 Abgrenzung der Solarfelder 1 - 3 (© DVP Solar Germany GmbH, atelier stadt & haus) 

Die durch den VEP festgelegten Solarfelder 1-3 sind Gegenstand des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans und sollen als Sondergebiet (SO) – Zweckbestimmung PV-Anlage 
ausgewiesen werden. 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (Teil A+B) ist in Orien-
tierung an den Flurstücksgrenzen größer gefasst als das Vorhabengebiet des Vorha-
ben– und Erschließungsplans (VEP). Waldflächen sowie landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen sind anteilig in die Geltungsbereiche (Teil A+B) einbezogen. Der räumliche Gel-
tungsbereich des gesamten vorhabenbezogenen Bebauungsplans hat eine Größe von 
ca. 318.325 m². 

Die Abgrenzung der Vorhabenfläche (VEP) orientiert sich an den festgelegten Solarfel-
dern (Solarfelder 1-3). Die Flächen zur Änderung des Flächennutzungsplans entspre-
chen in der Abgrenzung dem Vorhabengebiet des VEPs. 

2.2 Geologie, Böden 
Der Untersuchungsraum liegt im Naturraum „Oberpfälzisches Hügelland" (Untereinheit 
Hirschauer Bergländer 070-F), welcher durch Gesteine sandig-toniger Beschaffenheit 
geprägt wird. Das Untersuchungsgebiet liegt dabei am südlichen Rand der Hirschau-
Schnaittenbacher Senke aus Gesteinen des Tertiärs und der Permotrias, welche mit 
pleistozänen Ablagerungen teils überdeckt sind. Die eher armen trockenen Böden sind 
vielfach von ausgedehnten Nadelwäldern bestanden (BAYSTMLU 2001). Gem. URL1 ist 
im Untersuchungsraum pseudovergleyte Braunerde und Pseudogley-Braunerde aus 
skelettführendem Sand über Sand zu finden. In den zahlreichen Tallagen des Naturrau-
mes finden sich ausgedehnte Teichketten. Weitere Ausführungen zum Schutzgut Bo-
den, Flächen sind dem Umweltbericht, Teil II der Begründung zu entnehmen. 

Altlasten oder Altlastenverdachtsflächen sind nicht bekannt. 

2.3 Klima 
Lokalklimatisch sind die Offenland- und umliegenden Waldflächen als potenzielle Kalt- 
bzw. Frischluftproduzenten einzuordnen. Weitere Ausführungen zum Schutzgut Klima 
sind dem Umweltbericht, Teil II der Begründung zu entnehmen. 

Teil B Teil A 

Solarfeld 1 
Solarfeld 2 

Solarfeld 3 
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2.4 Nutzung 

Das Vorhabengebiet besteht überwiegend aus landwirtschaftlich intensiv genutzten, 
strukturarmen Flächen südlich und westlich des Ortsteils Holzhammer. Die für die Pho-
tovoltaik-Anlagen zu nutzenden Teilflächen grenzen einerseits an Waldflächen und ha-
ben andererseits teils einen räumlichen Bezug zu der südlich begrenzenden B 14. Mit 
der Überarbeitung der Inhalte des VEPs und der deutlichen Zurücknahme der Solarflä-
chen bestehen zu den Siedlungsflächen des Ortsteils und den Wohngebieten in Holz-
hammer keine Annäherungen oder Verflechtungen. Beeinträchtigungen sind durch die 
Solarfelder daher nicht zu erwarten. Westlich des Vorhabengebiets besteht in geringer 
Entfernung bereits ein Solarpark. 

Auf einer Teilfläche südlich der Bundesstraße 14 ist durch die Gemeinde mittelfristig die 
Entwicklung eines Gewerbegebiets geplant. Mit der geplanten Freiflächen PV-Anlage 
und dem Gewerbegebiet können künftig positive Synergieeffekten im Bereich Stromlie-
ferungen sowie der Erzeugung von Wasserstoff entstehen. Zudem könnte die PV-An-
lage in nachhaltige gemeindliche Wärmekonzepte eingebunden werden. 

2.5 Bau- und Bodendenkmäler 

Im Vorhabengebiet selber existieren keine Kultur- und Sachgüter. 

In der Nähe des Geltungsbereiches an der Schlossstraße befinden sich mehrere Einzel-
baudenkmäler, welche gemäß Art. 1, Abs. 2 BayDSchG mit folgendem Text in der Denk-
malliste verzeichnet sind: 

D-3-71-150-33 - „Ehem. Hammerschloss (Schlossstraße 1); Wohnhaus, zweigeschossi-
ger, verputzter Massivbau mit Walmdach, geohrten Faschen sowie durch Pilaster, 
Sprenggiebelportal und Rundgiebel betonter Mittelachse, Mitte 18. Jh.; ehem. Schloss-
kapelle Mariä Heimsuchung, verputzter Massivbau mit Satteldach, eingezogenem, 
dreiseitig geschlossenem Chor und Turm mit Spitzhelm, 18. Jh.; mit Ausstattung; einge-
schossige Wirtschaftsgebäude, Massivbauten mit Halbwalm- und Satteldächern, 18. Jh.“  

D-3-71-150-35 - „Ehem. Schlossgaststätte (Schlossstraße 6, 8), zweigeschossiger, ver-
putzter Massivbau mit einseitig halb abgewalmtem Satteldach, 1. Hälfte 19. Jh.“  

D-3-71-150-34 - „Wohnhaus (Schlossstraße 3), zwei- bis dreigeschossiger, verputzter 
Massivbau mit Satteldach und vorwiegend mit Stichbogenlaibungen, Mitte 19. Jh.“  

In größerer Entfernung liegen weitere Baudenkmäler. Hierzu zählen: 

D-3-71-150-37 - „Ehem. Gasthaus zur Blauen Traube (Schulstraße 6), zweigeschossi-
ger, verputzter Massivbau in Ecklage, mit Halbwalmdach und Putzbänderung, bez. 
1823, nach 1836 nach Westen verlängert.“  

D-3-71-150-58 - „Ehem. Bauernhaus, eingeschossiger, verputzter Massivbau mit einsei-
tig halb abgewalmtem Satteldach, wohl 1. Hälfte 19. Jh. (Untersuchungsfall)“. 

Des Weiteren befindet sich ein Bodendenkmal, ebenfalls im Bereich des Gutes an der 
Schlossstraße. Das Bodendenkmal D-3-6438-0038 liegt damit auch außerhalb des Gel-
tungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. 

Es handelt sich um archäologische Befunde im Bereich des ehemaligen Hammerschlos-
ses und spätmittelalterlichen sowie frühneuzeitlichen Eisenhammers Holzhammer. 

Außerdem werden wegen eines mutmaßlichen Stollens des Mittelalters im Plangebiet 
weitere Bodendenkmäler vermutet. Konkrete Angaben hierzu können jedoch nicht ge-
macht werden. Zur Vorsorge beim Auffinden von Bodendenkmälern ist in den vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan ein entsprechender Hinweis zur Einschaltung des Bayeri-
schen Landesamtes für Denkmalschutz aufgenommen worden. 
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2.6 Bauliches Umfeld / Ortsbild 
Das Umfeld um die PV-Anlage wird durch große Waldflächen und intensiv landwirt-
schaftlich genutzte Offenlandflächen geprägt, an welche kleinere Siedlungsbereiche und 
Infrastrukturanlagen angelehnt sind. Die Landschaft ist ländlich geprägt. Südlich be-
grenzt die Bundesstraße B 14 das Vorhaben. 

2.7 Flora, Fauna 
Durch das Vorhaben sind weder FFH-Schutzgebiete noch Vogelschutzgebiete betroffen. 
Das Gleiche gilt für Naturdenkmale, Geschützte Landschaftsbestandteile, Naturschutz- 
gebiete und schutzwürdige Biotope (Biotopkataster), resp. gemäß § 30 BNatSchG und 
Art. 23 BayNatSchG geschützte Biotope, die sich in Nachbarschaft des Vorhabens be-
finden. 

Im Ergebnis der durchgeführten naturräumlichen Untersuchungen2 lässt sich das Vor-
habengebiet wie folgt charakterisieren: 

Im Untersuchungsgebiet dominieren intensiv genutzte landwirtschaftliche Flächen. Die 
intensiv genutzten Grünlandflächen wurden insbesondere im östlichen Bereich des Un-
tersuchungsgebietes (Solarfeld 1) vorgefunden. […] 

Der westliche und mittige Teil des Untersuchungsgebietes wird von Westen nach Osten 
von der Pufferzone durch die befestigte Straße „B 14“ abgeteilt. An dieser Straße liegen 
vor allem Wälder, landwirtschaftlich genutzte Flächen und Straßenbegleitvegetation. 

Bei den sonstigen Wegen im Untersuchungsgebiet handelt es sich um durch Schotter 
versiegelte oder unversiegelte Landwirtschaftswege.  

Von der B 14 zweigt in Richtung Norden die Schlossstraße ab, die in den Ort „Holzham-
mer“ führt und in die Neuendorfer Straße übergeht. 

Der Ehenbach verläuft westlich der Schlossstraße nördlich des Vorhabengebietes, bzw. 
östlich der Schlossstraße, im Bereich des Solarfeldes 1, auf der südlichen Seite. Entlang 
des Ehenbaches sind Schilf-Wasserröhrichte bestehend aus Schilf und Rohrkolben, ver-
mischt mit Brennnessel zu finden, die in der Verlandungszone wachsen. 

Benachbart verlaufen Grünstreifen extensiven Grünlandes. Dieses setzt sich aus Pflan-
zen wie Rainfarn, Ackerschachtelhalm), Wiesenkerbel), Brennnessel, Giersch etc. zu-
sammen. 

Extensives Grünland kommt im Untersuchungsgebiet außer im Randbereich des Ehen-
baches auch in Randbereichen von z. B. Wäldern und landwirtschaftlichen Flächen vor. 

Neben den landwirtschaftlichen Flächen bedecken auch verschiedene Wälder großflä-
chig das Vorhabengebiet. Hier dominieren Kiefernwälder, neben verschiedenen Laub-
mischwäldern und Fichtenforst. 

Die Kiefernwälder kommen in Mischbeständen mit Eiche und Fichte vor, vereinzelt sind 
auch andere Laubbaumarten wie z.B. Birke, Ulme und Hainbuche zu finden. 

In der Krautschicht werden diese Wälder vorwiegend von Heidekraut, Heidelbeere und 
Preiselbeere geprägt.  

Die im Untersuchungsgebiet vorkommenden Laubmischwälder verschiedener Altersstu-
fen sind vor allem zusammengesetzt aus Eiche, Ulme und Kiefer die stellenweise mit 

 

2  ORCHIS Umweltplanung GmbH (Oktober 2023), Solarparkplanung Schnaittenbach, Biotopkartierung 
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Rotbuche, Linde, Erle, Zitterpappel, Birke, Eberesche, Hainbuche, Feldahorn und Robi-
nie durchmischt sind. 

Auch die Strauchhecken des Untersuchungsgebietes sind divers und können kleinflä-
chig wechselnde Zusammensetzungen aufweisen. Die Straßen und Wege werden oft 
von Baumreihen begleitet, die dominiert werden von Eiche oder auch Kirschen. Im Rand-
bereich der landwirtschaftlich genutzten Flächen liegen vereinzelt Lesesteinriegel. 

Begehungen zur Brutvogelkartierung3 fanden zwischen April und Juni 2023 statt. Es 
konnten insgesamt 19 Vogelarten im Untersuchungsgebiet festgestellt werden. Davon 
wurden fünf Arten als Brutvögel mit nachgewiesenem Revier kartiert. Vier Arten wurden 
als potenzielle Brutvögel ohne nachgewiesenes Revier erfasst und weitere zehn Arten 
wurden als Nahrungsgäste im Untersuchungsgebiet beobachtet. 

Zu den nachgewiesenen Brutvögeln mit Gefährdungsstatus zählen die Feldlerche und 
die Heidelerche. Erfasste Brutvogelarten ohne Gefährdungsstatus sind das Blässhuhn, 
der Haussperling und der Stieglitz. Zu den gesichteten potenziellen Brutvögeln ohne 
nachgewiesenes Revier zählen der Baumpieper, der Feldsperling, die Rauchschwalbe 
und der Star. Als Nahrungsgäste wurden der Eisvogel, der Fitis, der Gimpel, der Grün-
fink, der Habicht, der Hausrotschwanz, der Kernbeißer, der Kleinspecht, die Schellente 
und der Trauerschnäpper im Untersuchungsgebiet gesichtet. 

Im Zuge der Umsetzung der Planung (Bauzeit) sind die Brutzeiten zu beachten. 

Im Zuge der Untersuchungen im Untersuchungsradius um das Planungsgebiet wurden 
14 potentielle Reptilienhabitate und neun potentielle Amphibienhabitate festgestellt4. Ein 
Vorkommen von heimischen Arten ist möglich, die kartierten Habitate werden jedoch 
nicht durch das Planungsgebiet beeinträchtigt. Auch Wanderungen von Amphibien im 
Planungsgebiet sind nicht zu erwarten. 

Aufgrund der Ergebnisse sind keine Maßnahmen für Amphibien oder Reptilien abzulei-
ten. 

 

3  ORCHIS Umweltplanung GmbH (Oktober 2023), Solarparkplanung Schnaittenbach, Avifaunistisches 
Gutachten 

4  ORCHIS Umweltplanung GmbH (Oktober 2023), Solarparkplanung Schnaittenbach, Gutachten Am-
phibien, Reptilien 
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3. SOLARKONZEPT / ERSCHLIESSUNG / VER- UND ENTSOR-
GUNG 

3.1 Solarfelder 
Der Vorhabenträger, die DVP Energy Germany 3 UG, verfolgt das Ziel der Errichtung 
einer Photovoltaik-Anlage (PV-Anlage) mit der Nennleistung von ca. 9,1 MWp durch drei 
Solarfelder im Ortsteil Holzhammer. 

Das geplante Vorhaben soll auf bisher als Acker- oder Grünland intensiv genutzten land-
wirtschaftlichen Flächen in den Randbereichen des Ortsteils Holzhammer nördlich der B 
14 entwickelt werden. Die Realisierung der Solarfelder soll außerhalb der Siedlungsbe-
reiche in einem Abstand von mindestens 150 m von der jeweiligen am nächsten betroffe-
nen Wohnbebauung erfolgen5. 

Das Solarfeld 1 liegt südöstlich der Siedlungsbereiche des Ortsteils, die Solarfelder 2 + 
3 befinden sich südwestlich, bzw. westlich des Ortsteils. Beide Solarfelder liegen südlich 
des Ehenbachs. Die Solarfelder 2 + 3 sind direkt nördlich der Bundesstraße B 14 plat-
ziert. Durch die Parallelführung der B 14 besteht zumindest für die Solarfelder 2 und 3 
bereits eine technische Vorprägung und Vorbelastung im Sinne des Ziels des Landes-
entwicklungsprogramm (LEP) Bayern (BaySTMWLE 2020), Photovoltaik-Freiflächenan-
lagen auf vorbelasteten Flächen anzuordnen6. 

Die Planung sieht für die Solarfelder die Errichtung von Photovoltaikanlagen (PV-An-
lage) vor. Diese werden ergänzt durch die notwendigen Nebenanlagen, wie technische 
Einrichtungen zur Erzeugung, Umwandlung, Speicherung und Abgabe von elektrischer 
Energie. 

Neben üblicherweise zu berücksichtigenden Transformatoren sind in dem Solarfeld drei 
Batterieenergiespeichersystem (BESS) berücksichtigt. BESS-Einheiten sind ein wesent-
licher Bestandteil erneuerbarer Energielösungen und ermöglichen die Speicherung und 
Abgabe von Strom, der aus Quellen wie Solar- und Windkraft erzeugt wird. Mit diesen 
Systemen können überschüssige Energien, die in Zeiten hoher erneuerbarer Energieer-
zeugung erzeugt werden, gespeichert und bei Bedarf entladen werden, wodurch das 
Netz widerstandsfähiger wird und ein höherer Prozentsatz sauberer Energie aufgenom-
men werden kann. 

Die vorgesehenen BESS-Einheiten weisen eine maximale Nennleistung von ca. 18,4 
MWp für zwei Stunden auf. 

Zur Einbindung der Solarfelder in die umgebende Landschaft und die vorhandenen Sied-
lungsbereiche halten die Solarfelder zu sensiblen Nutzungen, wie das Wohnen, ausrei-
chende Abstände ein und werden hierfür ortsbezogen durch Heckenpflanzungen einge-
grünt. In Nachbarschaft zur B 14 dienen die Eingrünungsmaßnahmen darüber hinaus 
auch der Unterbindung von Blendwirkungen7. 

Die äußere Verkehrsanbindung der geplanten Solarfelder erfolgt über die gemeindlichen 
Straßen und Wege, beziehungsweise der Verbindung der Solarfelder untereinander. 
Eine Anbindung der Solarfelder an die B 14 ist nicht beabsichtigt. 

 

5  Stadt Schnaittenbach (März 2024), 45. Sitzung des Stadtrates, Beschluss des Stadtrates der Stadt 
Schnaittenbach zum Bürgerantrag zur Freiflächen PV-Anlage „Solarpark Holzhammer I“ 

6  s. Kapitel 4.1 Landesentwicklungsprogramm (LEP) Bayern (BaySTMWLE 2020) 

7  s. Kapitel 3.6 Immissionen 
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Die Solarmodule und die in den Solarfeldern positionierten sonstigen Nebenanlagen 
können über unversiegelte Wege angefahren werden. Die Solarfelder berücksichtigen 
zusätzlich eine Umfahrung durch einen unversiegelten Wirtschaftsweg. Die Solarfelder 
einschließlich der inneren Erschließung / Umfahrung sind jeweils eingezäunt. Eine Tor-
anlage ermöglicht den Zugang / Zufahrt. Die zuvor genannte ortsabhängige Eingrünung 
durch Heckenpflanzungen erfolgt außerhalb der Einzäunung. 

Die derzeitige Planung (Stand Juli 2024) sieht zwei potentiell geeignete Anschlussmög-
lichkeiten vor: 

1. Mit dem Umspannwerk Weierhammer findet sich eine Anschlussmöglichkeit in 18 
km nördlich des Planungsgebietes.  

2. Die zweite Anschlussmöglichkeit besteht in der Errichtung eines eigenen Umspann-
werkes nahe der 110 kV Leitung in etwa 700 m nordwestlicher Entfernung der west-
lichen Grenze des Plangebietes. 

Die Festlegung des finalen Netzanschlusses kann erst im weiteren Verlauf des Pla-
nungsprozess erfolgen. Eine abschließende Regelung erfolgt im Durchführungsvertrag. 

3.2 Verkehrserschließung 
Die äußere Verkehrsanbindung der geplanten Solarfelder erfolgt über die gemeindlichen 
Straßen und Wege. Eine Anbindung der Solarfelder an die B 14 ist nicht beabsichtigt. 

Die in einzelnen Solarfeldern positionierten Trafo-Stationen oder sonstigen Nebenanla-
gen werden über unversiegelte Wege angefahren. Die Zufahrtsmöglichkeiten können 
den Planunterlagen entnommen werden. Die wasserdurchlässig gestalteten Wege wer-
den in einer Breite von 4,0 m, zzgl. 0,5 m Seitenstreifen angelegt. Weitere Pflegewege 
für die Wartung der PV-Anlagenteile und die Grünflächenpflege werden in unbefestigter 
und leicht rückzubauender Bauweise (z. B. Schotterrasenweg, wassergebundene De-
cke, Wiesenweg) ausgebildet, was einer Belastung durch gelegentliches Befahren 
standhält. 

Die Errichtung von Stellplätzen ist nicht nötig, da der Regelbetrieb keinen Personalein-
satz erfordert. 

3.3 Wasserversorgung 
Eine Versorgung mit Trinkwasser oder Brauchwasser ist nicht erforderlich. Sollte sich 
aus bisher nicht absehbaren Gründen ein geringer Bedarf ergeben, so kann Trink- oder 
Brauchwasser über Tankwagen angeliefert werden. 

3.4 Abwasserentsorgung 
Schmutzwasser fällt im Regelbetrieb nicht an. Während der Bauzeit oder bei größeren 
Wartungsarbeiten werden in ausreichendem Umfang Mobiltoiletten bereitgestellt. 

Anfallendes Niederschlagswasser wird auf den Flächen der Solarfelder versickert. Hier-
bei sind die jeweils gültigen Fassungen der Niederschlagswasserfreistellungsverord-
nung (NWFreiV) und der entsprechenden technischen Regeln (TRENGW) zu beachten. 

Im Zuge durchgeführter Flurbereinigungsmaßnahmen sind Bodenentwässerungsein-
richtungen hergestellt worden. Diese befinden sich, nachweislich vorliegender Drainage-
plänen u. a. auf dem Flurstück 49 (Solarfeld 1). Bei der Fundamentierung der PV-Module 
oder von baulichen Nebenanlagen werden daher ggf. notwendige Entwässerungsein-
richtungen umgelegt bzw, werden nach Abschluss der Nutzungsdauer wiederhergestellt. 
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3.5 Energie- und Informationsversorgung 
Durch die Anlage wird elektrische Energie erzeugt und in das öffentliche Netz gemäß 
den technischen Richtlinien und Vorgaben des Netzbetreibers eingespeist. Hierzu wird 
ein Netzanschlusspunkt definiert. Die endgültige Entscheidung für einen Netzanschluss-
punkt wird im weiteren Verfahren getroffen. Entsprechende Regelungen werden in den 
abzuschließenden Durchführungsvertrag aufgenommen. Durch die bestehende Leitung 
ist die Eigenstrombedarfsnutzung gesichert. Die Solarfelder sind untereinander durch 
unterirdische Kabelführungen miteinander verbunden. Die Kabelführungen der Solarfel-
der untereinander und die Führung des Kabels zu dem avisierten Netzanschlusspunkt 
verlaufen teils außerhalb der Geltungsbereiche des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans. Regelungen zur Führung und Realisierung der Kabeltrassen enthält der abzu-
schließende Durchführungsvertrag. Um die Fernsteuerbarkeit zu gewährleisten, wird die 
Anlage an das bestehende Telekommunikationsnetz angebunden. 

3.6 Immissionen 
In Hinblick auf die Errichtung der PV-Anlage ist die Vermeidung einer möglichen Blend-
wirkung für die umliegende Bebauung und Infrastruktur maßgeblich, woraus die zwin-
gende Verwendung sog. blendfreier bzw. blendarmer Module resultiert. Eine Blendwir-
kung auf die Umgebung kann auch durch die Ausrichtung und Neigung der Module ver-
mieden werden, so dass in Richtung des relevanten Beobachters ausschließlich Son-
nenlichtreflexionen auftreten, welche durch die Direktblendung der Sonne überlagert und 
somit nicht als Blendung eingestuft werden. Zur Beurteilung potentieller Blendwirkungen 
der Solarmodule wurde eine gutachterliche Untersuchung durchgeführt8. Das vorlie-
gende Blendgutachten kommt hierbei zu folgendem Ergebnis: 

„Im Kontext des Immissionsschutzes zeigen die Ergebnisse relevante Lichtbelästigun-
gen nicht über 30 Minuten am Tag, bzw. 1.800 Minuten Kernblendung im Jahr pro Im-
missionsort (Wohnhaus). Demnach werden die LAI-Grenzwerte eingehalten und erheb-
liche Belästigungen werden nicht erwartet. 

Die möglichen Blendwirkungen wurden durch Blendschutzhecken reduziert bzw. ganz 
vermieden. Diese müssen so ausgeführt werden, dass sie die Sichtachsen von den 
Wohnräumen durchbrechen und somit die Blendungen vermeiden. Durch eine ausrei-
chend dichte Pflanzung müssen die Hecken blickdicht ausgeführt werden. 

Innerorts kommt es auf den Verkehrswegen zu keiner Blendung über der Erheblichkeits-
grenze. Allerdings kommt es auf der B 14 zu erheblichen Blendwirkungen, die ebenfalls 
durch die geplanten Hecken effektiv reduziert werden, so dass keine erhebliche Blen-
dung auftreten kann.“ 

Die empfohlenen Maßnahmen werden im Rahmen der Bauleitplanung umgesetzt. Der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan enthält hierzu entsprechende Festsetzungen9. 

Für die Unterlagen zur öffentlichen Auslegung des Entwurfs des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans wurde das Vorhabenkonzept wesentlich abgeändert. Ziel ist die Ein-
haltung eines ausreichenden Abstandes der geplanten Solarfelder von der nächstgele-
genen schützenswerten Wohnbebauung in einem Abstand von 150 m. Grundlage für die 
Überarbeitung ist der vom Stadtrat der Schnaittenbach zugestimmte Bürgerantrag, ein-
gegangen am 05.03.2024. 

 

8  SONNWINN Unabhängige Experten der Photovoltaik (Januar 2024), BLENDGUTACHTEN PVA 
HOLZHAMMER 

9  s. hierzu Kapitel 6.1.10  Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft 
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Mit der Einhaltung eines Abstandes der Solarmodule von mehr als 100 m zur nächstge-
legenen Wohnbebauung ist entsprechend der Beurteilung von Blendwirkungen zugrun-
deliegenden Richtlinie10 nicht davon auszugehen, dass Blendwirkungen noch auftreten. 
Hierzu wird ausgeführt: 

„Ob es an einem Immissionsort im Jahresverlauf überhaupt zur Blendung kommt, hängt 
von der Lage des Immissionsorts relativ zur Photovoltaikanlage ab. Dadurch lassen sich 
viele Immissionsorte ohne genauere Prüfung schon im Vorfeld ausklammern: 

Immissionsorte, die sich weiter als ca. 100 m von einer Photovoltaikanlage entfernt be-
finden, erfahren erfahrungsgemäß nur kurzzeitige Blendwirkungen. Lediglich bei ausge-
dehnten Photovoltaikparks könnten auch weiter entfernte Immissionsorte noch relevant 
sein. 

Immissionsorte, die vornehmlich nördlich von einer Photovoltaikanlage gelegen sind, 
sind meist ebenfalls unproblematisch. Eine genauere Betrachtung ist im Wesentlichen 
nur dann erforderlich, wenn der Immissionsort vergleichsweise hoch liegt Stand 
08.10.2012 Seite 23 von 28 LAI - Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung 
von Lichtimmissionen (z. B. bei Hochhäusern) und/oder die Photovoltaikmodule beson-
ders flach angeordnet sind. 

Immissionsorte, die vorwiegend südlich von einer Photovoltaikanlage gelegen sind brau-
chen nur bei Photovoltaik-Fassaden (senkrecht angeordnete Photovoltaikmodule) be-
rücksichtigt zu werden.“ 

Mit der Einhaltung des Abstandes von 150 m ist daher nicht davon auszugehen, dass 
die benachbarte Wohnbebauung durch die Solarfelder negativ beeinträchtigt wird.11 

3.7 Müllentsorgung 
Mit der Nutzung der Fläche als PV-Anlage ist kein Müllaufkommen verbunden, eine ent-
sprechende Entsorgung ist nicht erforderlich. Anfallende Müllmengen während der Bau-
zeit sind im Rahmen einer ordnungsgemäßen Bauausführung zu entsorgen. 

3.8 Brandschutz 
Das Brandpotenzial der Anlage ist sehr gering. Die Regelungen zur baulichen Trennung 
mit getrennter Abschaltmöglichkeit von Gleich- und Wechselstromteilen, dient der Si-
cherheit bei möglichen Bränden. Die Hinzuziehung der örtlichen Feuerwehr bei der tech-
nischen Planung der Anlage wird empfohlen. 

Die Umfahrung wird so gestaltet, dass Feuerwehrfahrzeuge die Anlage uneingeschränkt 
befahren können. Die Fahrgassen zwischen den Modulreihen sind ausreichend breit 
zum Wenden. 

Eine Begehung der Anlage mit den Fachkräften für Brandschutz und der örtlichen Feu-
erwehr ist in jedem Fall vorgesehen und wird durch den Anlagenbetreiber veranlasst. 
Den Fachkräften für Brandschutz und der örtlichen Feuerwehr werden alle Informationen 
zur Anlage zur Verfügung gestellt. 

 

10  Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) (2012), Hinweise zur Messung, Be-
urteilung und Minderung von Lichtimmissionen (Leitfaden); [Online]; Verfügbar unter: https://www.lai-
immissionsschutz.de/documents/lichthinweise-2015-11-03mit-formelkorrek-
tur_aus_03_2018_1520588339.pdf 

11 SONNWINN Unabhängige Experten der Photovoltaik, Dr. Ing. Stefan Bofinger (Juli 2024), Stel-
lungnahme zur Blendsituation nach Umplanung 
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3.9 Rückbauverpflichtung 
Nach Ende der Nutzungsdauer kann ein vollständiger Rückbau der Solaranlagen mit 
den errichteten Nebenanlagen, inklusive Kabel und Fundamente sehr rasch und unkom-
pliziert erfolgen12. Mit den vertraglichen Vereinbarungen über die Nutzung der Fläche 
(Pachtverträge) ist vorgesehen, dass sich der Vorhabenträger zum Rückbau verpflichtet 
und der Rückbau mit entsprechenden Bankbürgschaften abgesichert wird. Vereinbarun-
gen über den Rückbau nach Aufgabe der Nutzung werden in einer gesonderten Verein-
barung (Durchführungsvertrag zwischen der Stadt Schnaittenbach und dem Vorhaben-
träger) getroffen. 

 
12 NABU und BSW Solar (April 2021), Kriterien für naturverträgliche Photovoltaik-Freiflächenanlagen. Gemeinsames 
Papier 
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4. VORGABEN ÜBERGEORDNETE PLANUNG 

4.1 Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP-2023) 
Bauleitpläne sind entsprechend § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzu-
passen, wobei nach § 4 Abs. 1, Satz 1 ROG Ziele (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG) der Raumord-
nung zu beachten sowie die Grundsätze gem. § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG und sonstige Erfor-
dernisse gem. § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG der Raumordnung in Abwägungs- oder Ermessens-
entscheidungen zu berücksichtigen sind. 

Gemäß Art. 3 Abs. 1 Satz 1 BayLplG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen öffentlicher Stellen Ziele der Raumordnung zu beachten sowie Grundsätze der 
Raumordnung in Abwägungs- und Ermessungsentscheidungen zu berücksichtigen (vgl. 
auch Anpassungsgebot gem. § 1 Abs. 4 BauGB). Bauleitplanungen sind insbesondere 
anhand der nachfolgenden Ziele (Z) und Grundsätze (G) des Landesentwicklungspro-
gramms Bayern (LEP 2023) des Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, Landes-
entwicklung und Energie (BaySTMWLE) zu bewerten. 

4.1.1 Zentrale Orte 

 
Z 2.1.3 Versorgungsauftrag der Zentralen Orte 

Die Versorgung der Bevölkerung mit zentralörtlichen Einrichtungen ist durch die Zen-
tralen Orte zu gewährleisten. Höherrangige Zentrale Orte haben auch die Versor-
gungsfunktion der darunterliegenden zentralörtlichen Stufen wahrzunehmen. 

Z 2.2.1 Abgrenzung der Teilräume 

(G) Den sich aus der Raum- und Siedlungsstruktur ergebenden unterschiedlichen 
raumordnerischen Erfordernissen der Teilräume soll Rechnung getragen werden. 

(Z) Hierzu werden folgende Gebietskategorien festgelegt: 

- Ländlicher Raum, untergliedert in  

a) allgemeiner ländlicher Raum 

b) ländlicher Raum mit Verdichtungsansätzen 

- Verdichtungsraum 

Z 2.2.3 Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf 

Teilräume mit wirtschaftsstrukturellen oder sozioökonomischen Nachteilen sowie Teil-
räume, in denen eine nachteilige Entwicklung zu befürchten ist, werden unabhängig von 
der Festlegung als Verdichtungsraum oder ländlicher Raum als Teilräume mit besonde-
rem Handlungsbedarf festgelegt. 

Z 2.2.4 Vorrangprinzip 

Die Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf sind vorrangig zu entwickeln. Dies gilt 
bei 

- Planungen und Maßnahmen zur Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvor-
sorge, 

- der Ausweisung räumlicher Förderschwerpunkte sowie diesbezüglicher Fördermaß-
nahmen und 

- der Verteilung der Finanzmittel, 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Freiflächen PV-Anlage Holzhammer“, Stadt Schnaitten-
bach, Begründung mit Umweltbericht 

20 

 

soweit die vorgenannten Aktivitäten zur Gewährung gleichwertiger Lebens- und Arbeits-
bedingungen einschlägig sind. 

G 2.2.5 Entwicklung und Ordnung des ländlichen Raums 

Der ländliche Raum soll so entwickelt und geordnet werden, dass 

- er seine Funktion als eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig sichern 
und weiter entwickeln kann, 

- die Daseinsvorsorge in Umfang und Qualität gesichert und die erforderliche Infra-
struktur weiterentwickelt wird, 

- seine Bewohner mit allen zentralörtlichen Einrichtungen in zumutbarer Erreichbar-
keit möglichst auch mit öffentlichen und nicht motorisierten Verkehrsmitteln versorgt 
sind, 

- er seine eigenständige, gewachsene Siedlungs-, Freiraum- und Wirtschaftsstruktur 
bewahren und weiterentwickeln kann und 

- er seine landschaftliche und kulturelle Vielfalt sichern kann. 

[…] 

Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des ländlichen Raums soll gestärkt und weiterent-
wickelt werden. Hierzu sollen 

- günstige Standortbedingungen für die Entwicklung, Ansiedlung und Neugründung 
von Unternehmen sowie Voraussetzungen für hochqualifizierte Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze geschaffen, 

- weitere Erwerbsmöglichkeiten, wie ökologisch orientierte dezentrale Energiebereit-
stellung und Verarbeitung regionaler Rohstoffe in Bau und Produktion, erschlossen, 

- die land- und forstwirtschaftliche Produktion erhalten, 
- Initiativen zur Vermarktung regionaler Produkte aus Land- und Forstwirtschaft sowie 

Handwerk ausgebaut und 
- insbesondere regionaltypisch oder kulturhistorisch ausgeprägte Formen von Touris-

mus und Erholung gestärkt und ausgebaut werden. 

[…] 

Das Stadtgebiet Schnaittenbach zählt zur Gebietskategorie „Allgemeiner ländlicher 
Raum“ und gleichzeitig als Bestandteil des Landkreises Amberg-Sulzbach zum „Teil-
raum mit besonderem Handlungsbedarf (RmbH)“ (Z 2.2.1 und 2.2.3). Daraus resultie-
rend sind folgende Grundsätze und Ziele bestimmend: 

- Vorrangprinzip für RmbH bei Planungen/Maßnahmen zur Versorgung mit Einrichtun-
gen der Daseinsvorsorge, bei der Ausweisung räumlicher Förderschwerpunkte sowie 
diesbezüglicher Fördermaßnahmen und bei der Verteilung von Finanzmitteln (in Hin-
blick auf die Schaffung gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen) (Z 2.2.4); 

- Entwicklung und Ordnung des Ländlichen Raumes: Sicherung/Weiterentwicklung als 
eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum, Versorgung der Bewohner mit zentralörtli-
chen Einrichtungen in zumutbarer Entfernung, Bewahrung eigenständiger Siedlungs- 
und Wirtschaftsstruktur, Sicherung der landschaftlichen Vielfalt; zusätzlich Schaf-
fung/Erhaltung einer zeitgemäßen Informations- und Kommunikationsinfrastruktur 
(G 2.2.5). 

Dabei besteht unter Wahrung der spezifischen räumlichen Gegebenheiten eine Ergän-
zungsfunktion zwischen Verdichtungsräumen und Ländlichem Raum für eine ausgewo-
gene Entwicklung des Landes (Grundsatz 2.2.2). 
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Da die Planung keine Siedlungsstruktur im Sinne des ständigen Aufenthaltes von Men-
schen oder der Daseinsvorsorge zum Inhalt hat, spielt die Lage innerhalb des Zentrale-
Orte-Systems keine Rolle. 

Gemäß dem LEP-Ziel 2.1.3 soll bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die 
Sicherung der Trinkwasserversorgung Vorrang eingeräumt werden bzw. besonderes 
Gewicht bei konkurrierenden Nutzungsansprüchen beigemessen werden. 

Das Solarfeld 1 befindet sich vollumfänglich im „Vorranggebiet für die Wasserversorgung 
östlich Schnaittenbach (T07 östlich Schnaittenbach)“, was einen besonders sensiblen 
Umgang mit dem Medium Grundwasser erfordert. 

Der Grundwasserflurabstand ist hier generell sehr gering, da sich die Flächen im Nah-
bereich des Vorfluters Ehenbach befinden, und das Grundwasser unmittelbar mit dem 
Ehenbach korrespondiert. Als Aquifer fungieren im oberflächennahen Bereich i.W. quar-
täre Flussschotter des Pleistozäns und jüngere Talfüllungen des Holozäns.  

Bei der Gründung im Grundwasserbereich (gesättigte Zone oder Grundwasserschwan-
kungsbereich) wird auf verzinkte Stahlprofile verzichtet. Stattdessen werden andere Ma-
terialien (z. B. unverzinkter Stahl, Edelstahl, Aluminium) gewählt, um eine Auswaschung 
von Schwermetallen ins Grundwasser zu vermeiden. 

Die Pflege der Grundstücks- und Modulflächen hat ohne Einsatz von Pflanzenschutzmit-
teln bzw. chemischen Reinigungsmitteln zu erfolgen. 

Entsprechende Festsetzungen sind in dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufge-
nommen.13 

4.1.2 Land- und Forstwirtschaft 

 

G 5.4.1: Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen 

Die räumlichen Voraussetzungen für eine vielfältig strukturierte, multifunktionale und 
bäuerlich ausgerichtete Landwirtschaft und eine nachhaltige Forstwirtschaft in ihrer Be-
deutung für die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung mit nachhaltig erzeugten 
Lebensmitteln, erneuerbaren Energien und nachwachsenden Rohstoffen sowie für den 
Erhalt der natürlichen Ressourcen und einer attraktiven Kulturlandschaft und regionale 
Wirtschaftskreisläufe sollen erhalten, unterstützt und weiterentwickelt werden. 

Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen in ihrer Flächensubstanz erhalten 
werden. Insbesondere für die Landwirtschaft besonders geeignete Flächen sollen nur in 
dem unbedingt notwendigen Umfang für andere Nutzungen in Anspruch genommen 
werden. 

In Hinblick auf die Land- und Forstwirtschaft ist auf eine vielfältig strukturierte, multifunk-
tionale und bäuerlich ausgerichtete Landwirtschaft abzuzielen. Sie besitzt Bedeutung für 
die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung mit nachhaltig erzeugten Lebensmit-
teln, erneuerbaren Energien und nachwachsenden Rohstoffen sowie für den Erhalt der 
natürlichen Ressourcen und einer attraktiven Kulturlandschaft und regionale Wirtschafts-
kreisläufe. Entsprechend sollen land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete erhalten 
werden und v.a. hochwertige Böden nur in unbedingt notwendigem Umfang für andere 
Nutzungen in Anspruch genommen werden. 

Durch die Errichtung der Photovoltaikanlage sollen Flächen in Anspruch genommen 
werden, die derzeit durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung als Acker- und 

 
13 Vgl. Kapitel 6.2.3 Grundwasser / Oberflächenwasser 
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Grünland eine geringere Wertigkeit aufweisen. Hochwertige Böden liegen in den be-
troffenen Bereichen ebenfalls nicht vor. Durch die Umwandlung in mäßig extensiv ge-
nutztes, artenreiches Grünland kann die Wertigkeit der Flächen erhöht werden.  

Durch die Überarbeitung des VEPs und der deutlichen Verringerung der Flächen für PV-
Anlagen stehen gegenüber des Planungsstands zur frühzeitigen Beteiligung ca. 5,8 ha 
mehr Fläche einer landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfügung. Dies betrifft vor allem 
ortsnahe Flächen, da hier für eine solare Nutzung eine zu hohe Beeinträchtigung der 
angrenzenden Wohnnutzung befürchtet wurde. Für eine landwirtschaftliche Nutzung ist 
mit diesen Flächen eine hofnahe Bewirtschaftung gegeben. 

Laut Aussage des Amtes für Ländliche Entwicklung ist in dem betroffenen Bereich der-
zeit weder ein Verfahren der Ländlichen Entwicklung angeordnet, noch ist in absehbarer 
Zeit die Durchführung eines solchen beabsichtigt. Eine Beeinträchtigung ist für diese 
Flächen daher nicht gegeben. 

4.1.3 Erneuerbare Energien 

 

Z 6.2.1: Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien 

Erneuerbare Energien sind dezentral in allen Teilräumen verstärkt zu erschließen und 
zu nutzen. 

Die Planung entspricht der Zielsetzung. Unterstützt wird das Vorhaben durch den Be-
schluss der Stadt Schnaittenbach zu den Kommunale Richtlinien für Photovoltaik-Frei-
flächenanlagen. Hierin wird die Absicht untermauert die erneuerbaren Energien im ge-
samten Stadtgebiet auszubauen und zu erschließen. 

G 6.2.3: Photovoltaik 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen vorzugsweise auf vorbelasteten Standorten rea-
lisiert werden. An geeigneten Standorten soll auf eine Vereinbarkeit der Erzeugung von 
Solarstrom mit anderen Nutzungen dieser Flächen, insbesondere der landwirtschaftli-
chen Produktion sowie der Windenergienutzung, hingewirkt werden. 

Im notwendigen Maße soll auf die Nutzung von Flächen für Freiflächen-Photovoltaikan-
lagen in landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten hingewirkt werden. 

Die vorliegenden Solarfelder 2+3 sind aufgrund ihrer Lage am Verkehrsweg der B 14 als 
bedingt vorbelastet einzustufen. Das Solarfeld 1 ist weiter vom Verkehrsweg entfernt, 
fällt aber – wie auch die anderen Solarfelder unter den Grundsatz, der besagt, dass im 
notwendigen Maße auf die Nutzung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in landwirt-
schaftlich benachteiligten Gebieten hingewirkt werden soll. Das Stadtgebiet Schnaitten-
bach zählt zur Gebietskategorie „Allgemeiner ländlicher Raum“ und ist gleichzeitig als 
Bestandteil des Landkreises Amberg-Sulzbach ein „Teilraum mit besonderem Hand-
lungsbedarf (RmbH)“ (Ziel 2.2.1 und 2.2.3). 

Alternative Flächen im Ortsteil Holzhammer sind für die Eignung einer PV-Nutzung ge-
prüft und teils in Erwägung gezogen worden14. Mit der Formulierung des Bürgerantrages 
und dem Beschluss des Stadtrates am 21.03.2024 hat sich gezeigt, dass im Ortsteil 
Holzhammer keine weiteren Flächen für eine PV-Nutzung geeignet und verfügbar sind. 
Die bereits in Erwägung gezogenen Flächen wurden wieder zurückgenommen. Für die 
Umsetzung der Richtlinie der Stadt Schnaittenbach mit Festlegung einer Obergrenze der 

 

14  Stadt Schnaittenbach (Februar 2024), Vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Hybrid-Solarfelder Holz-
hammer“, atelier stadt & haus, Gesellschaft f. Stadt- u. Bauleitplanung mbH 
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Entwicklung von Flächen für eine PV-Nutzung werden daher Flächen in anderen Orts-
teilen geprüft und in Anspruch genommen werden. 

In freien Landschaftsbereichen sollen Infrastruktureinrichtungen gebündelt werden, um 
durch Mehrfachnutzung die Beanspruchung von Natur und Landschaft möglichst zu ver-
mindern. 

4.1.4 Natur und Landschaft 

 

G 7.1.3: […] Unzerschnittene verkehrsarme Räume sollen erhalten werden. 

Mit der Planung werden Anbindungen über die vorhandenen gemeindlichen Straßen und 
Wege hergestellt. Da die Solarfelder in der Nähe von vorhandenen Verkehrsinfrastruk-
turen entwickelt werden, sind zur Anbindung nur kurze Wege/Zufahrten erforderlich. Le-
diglich im Bereich zwischen dem Solarfeld 4+5 wird über innerhalb der verbleibenden 
Waldfläche eine Wegeverbindung zwischen den Solarfeldern hergestellt, da eine Anbin-
dung an die B 14 nicht zulässig und damit nicht vorgesehen ist. Der Verbindungsweg 
wird aber möglichst nahe an den Verlauf der südlich liegenden B 14 orientiert, so dass 
die Wirkung einer Zerschneidung möglichst geringgehalten wird. Weitere Erschließun-
gen mit zerschneidender Wirkung sind nicht beabsichtigt. 

4.2 Regionalplan Region Oberpfalz-Nord (6) (RPV 2022) 
 
Allgemeine Entwicklung, Raumstruktur und Zentrale Orte (A) 
Zur Erfüllung des übergeordneten Leitbildes der Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit ist 
für die Region in ihrer Gesamtheit und in ihren Teilräumen wesentlich: 

- Sicherung und Förderung hoher Lebensqualität, sozialer Gerechtigkeit und Chancen-
gleichheit auf Grundlage einer ökologisch, ökonomisch und sozial tragfähigen Ent-
wicklung mit Erreichen gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen (Grundsatz 
1.1) 

- Weiterentwicklung durch Sicherung und Ausbau positiver Standortfaktoren und Ab-
bau von Entwicklungshemmnissen sowie durch bedarfsgerechte Bereitstellung und 
optimale Nutzung und Kombination von Flächen für Arbeiten, Wohnen, Infrastruktur, 
Freizeit und geschützte Freiräume (Grundsatz 1.2) 

- vorrangige Berücksichtigung der ökologischen Belange bei Konflikten zwischen 
Raumnutzungsansprüchen und ökologischer Belastbarkeit und der Gefahr einer we-
sentlichen und langfristigen Beeinträchtigung der natürlichen Lebensgrundlagen (Ziel 
1.3) 

- unter Berücksichtigung absehbarer demographischer Tendenzen Abbau von Eng-
pässen bei der Infrastrukturausstattung, bei Einrichtungen und Diensten der Daseins-
vorsorge zur Schaffung gleichwertiger und qualifizierter Bildungsmöglichkeiten in 
Wohnortnähe, zeitgemäßer Informations- und Kommunikationsstrukturen sowie an-
gemessen erreichbarer Versorgungsinfrastrukturen (Grundsatz 1.4) 

Unter dem Stichpunkt Wettbewerbsfähigkeit, Kooperation und Vernetzung gilt für die 
Region 6 und ihre Teilräume: 

- gemeinschaftliche, nachhaltige und gleichwertige Weiterentwicklung als erfolgrei-
cher, nach innen und außen eng vernetzter Raum mit hoher Lebensqualität, regiona-
ler Identität und starker Wirtschaftskraft und unter Ausgleich von aus der Randlage 
der Region resultierenden Nachteilen (Grundsatz 2.1) 
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- verstärkte Wahrnehmung der Chancen und Funktionen als grenzübergreifender Ver-
flechtungsraum und zukunftsorientierte Nutzung der Möglichkeiten aus einer intensi-
ven Zusammenarbeit mit der Tschechischen Republik generell bzw. bei den Themen 
Verkehr, Wirtschaft, Wissenschaft, Natur- und Umweltschutz, Erholung und kulturel-
les Leben (Grundsatz 2.3) 

- Ausbau und gezielte Nutzung der Bezüge zur Europäischen Metropolregion Nürnberg 
(EMN) insbesondere im Bereich der wirtschaftlichen, verkehrlichen, kulturellen und 
touristischen Funktionen (Grundsatz 2.3) 

- verstärkte interkommunale Zusammenarbeit und Abstimmung bei gemeinsam be-
rührten Belangen insbesondere zwischen den zentralen Orten und deren umliegen-
den Gemeinden (Grundsatz 2.4) 

In Hinblick auf die Raumstruktur gilt unter Bezugnahme auf das LEP für die gesamte 
Region 6 die Einstufung als „Ländlicher Teilraum“. Wesentliche Ziele sind die nachhal-
tige Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, die Stabilisierung und Verbes-
serung der ökologischen Situation sowie der Umweltbedingungen und die Sicherung der 
natürlichen Lebensgrundlagen (Grundsatz A-3.1). Gleichzeitig wird die Region als 
„Raum mit besonderem Handlungsbedarf“ definiert und ist demzufolge besonders zu 
fördern (Ziel A-3.3). Dies betrifft gem. LEP eine priorisierte Berücksichtigung bei Planun-
gen und Maßnahmen zur Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge sowie bei 
der Verteilung von Finanz- und Fördermitteln. 

Ergänzend zum Zentrale-Orte-System des LEP ist die Stadt Schnaittenbach zusammen 
mit der Stadt Hirschau als Doppel-Grundzentrum festgelegt, um eine wohnortnahe Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Gütern und Dienstleistungen des wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Bedarfs der Grundversorgung zu sichern. Insbesondere Dienste und Ein-
richtungen der sozialen und kulturellen Infrastruktur sollen dabei schwerpunktmäßig be-
darfsgerecht und aufeinander abgestimmt nach den räumlichen Strukturen organisiert 
werden. Ferner sollen Post- und Bankdienstleistungen vorgehalten werden, bestehende 
Polizeidienststellen sind zu erhalten. Die Grundzentren sind durch Kooperation mit ihren 
Nahbereichen in ihrer Versorgungsfunktion zu sichern und weiterzuentwickeln, eine re-
gelmäßige Abstimmung ist speziell auch in den Doppel- und Mehrfachzentren notwen-
dig. 

In Bezug auf das Fachliche Ziel Natur und Landschaft sollen naturnahe Landschaftsbe-
standteile gesichert, großflächige Abbaugebiete rekultiviert und monostrukturierte Wald-
bestände umgewandelt werden, um den Naturhaushalt im Oberpfälzer Bruchschollen-
land zu stärken (B-I-1.3). Das Plangebiet liegt dabei außerhalb hochwertiger Land-
schaftsräume: jeweils ca. 1 km westlich bzw. östlich schließen zwei Landschaftsschutz-
gebiete bzw. der Naturpark „Oberpfälzer Wald“ an. Die Bereiche südwestlich sind als 
Landschaftliches Vorbehaltsgebiet „Naabgebirge“ dargestellt, in welchem den Belangen 
von Naturschutz und Landschaftspflege besonderes Gewicht zukommt (B-I-2). 

Die Land- und Forstwirtschaft insbesondere in Gebieten mit durchschnittlichen Erzeu-
gungsbedingungen ist unter Verbesserung der natürlichen und strukturellen Vorausset-
zungen für eine intensive Bodennutzung zu stärken und zu erhalten. Dies beinhaltet 
auch den Erhalt der Nutzfläche gegenüber konkurrierenden Nutzungen (B-III-2.1). Flä-
chen mit einer durchschnittlichen Erzeugungsbedingung sind nicht sofort adäquat zu 
kompensieren. Gleichzeitig wird unter dem Stichpunkt ökologisch-funktionelle Raumglie-
derung der Untersuchungsraum als „Gebiet mit mäßiger Belastbarkeit“ dargestellt, für 
welches eine kleinteilige Nutzung anzustreben ist (Begründungskarte 1 – Raumgliede-
rung). 

Beim Fachlichen Ziel Energieversorgung gilt es, durch Ausbau der Energieversorgung 
in allen Teilräumen der Region ein möglichst vielfältiges, preisgünstiges und 
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umweltverträgliches Energieangebot sicherzustellen. Dies gilt insbesondere auch, um 
die Standortbedingungen der gewerblichen Wirtschaft v.a. in den zentralen Orten und 
an den Entwicklungsachsen zu verbessern (B-X-1). Auf Grundlage eines regionalen 
Energieversorgungskonzeptes ist u.a. in Amberg, aber auch in den Mittel- und Unter-
zentren eine verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien anzustreben (B-X-4). 

Das Vorhaben entspricht und unterstützt die Zielsetzungen des Regionalplans. 

4.3 Berücksichtigung der übergeordneten Grundsätze und Ziele 
des LEP und RP 

Die genannten Ziele und Grundsätze des Landesentwicklungsprogrammes sowie des 
Regionalplanes sind in der vorhandenen Planung wie folgt berücksichtigt und abgedeckt: 

Die PV-Anlage dient dem Ziel, erneuerbare Energien verstärkt zu erschließen (LEP 
6.2.1). Über die Errichtung der PV-Anlage kann die Stadt Impulse für die Entwicklung 
des umliegenden Raumes setzen, da für die wirtschaftliche (Weiter-)Entwicklung zuneh-
mend auch mittelbare Standortfaktoren, wie ein ausreichendes und vielgestaltiges Ener-
gieangebot wichtig werden (RP B-X). Durch die Anlage entlang der B 14 wird dem Ziel 
einer vorrangigen Nutzung vorbelasteter Standorte bei der Ausweisung von Freiflächen-
Photovoltaikanlagen und der Bündelung von Infrastruktureinrichtungen entsprochen 
(LEP 6.2.3, 7.1.3). Die Belange der Landwirtschaft werden in der Form berücksichtigt, 
als eine Grünlandnutzung der Fläche weiterhin möglich ist und zugleich mit der Energie-
erzeugung ein zusätzliches Standbein für die Landwirtschaft erschlossen wird (LEP 
5.4.1, RP B-III). Das Vorhabengebiet liegt nicht in einem unzerschnittenen verkehrsar-
men Raum oder in naturschutzfachlichen Restriktionsflächen, so dass auch in Bezug auf 
Natur und Landschaft den Zielen der Landes- und Regionalplanung entsprochen wird 
(LEP 7.1.3, RP B-I). 

Für den Teilbereich der Energieversorgung ist das Vorhaben als Baustein bzgl. der Er-
gänzungsfunktion zwischen Verdichtungsraum und Ländlichem Raum zu sehen und 
dient so im weitesten Sinne der Förderung einer ausgewogenen bzw. nachhaltigen Ent-
wicklung des Landes bzw. der Teilräume gem. der Landes- und Regionalplanung (LEP 
2, RP A und B). 

4.4 Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan 
Im derzeit gültigen Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan (FNP) vom 01.06.2017 ist 
der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (Teil A+B) überwiegend 
als Ackerfläche dargestellt. Für den Geltungsbereich Teil A ist im Südwesten ein Streifen 
als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Land-
schaft mit der Bestimmung: Altgras Ruderal, dargestellt. Der Geltungsbereich Teil A mit 
dem Solarfeld 1 ist überlagert mit der Darstellung Vorranggebiet für die Wasserversor-
gung (lt. Regionalplan). 

Als Maßnahme des Landschaftsplans ist für den Naturschutz und Landschaftspflege fol-
gende Maßnahme (M) überlagernd dargestellt: 

M-02 – Erhalt und Optimierung vorhandener Moorflächen. 

Die Flächen zwischen und nördlich der Solarfelder 2+3 im Teil B sind als Nadel-, Laub- 
und Mischwald dargestellt, die durch überlagernde Darstellung als Wald mit besonderer 
Bedeutung für das Landschaftsbild eingestuft sind (zwischen Solarfeld 2+3 und nördlich 
des geplanten Solarfeldes 3). 
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Hinsichtlich der Planung im Rahmen des Landschaftsplans sind Maßnahmen (M) zum 
Naturschutz und Landschaftspflege, bzw. zur Erholung und Landschaftsbild dargestellt. 
Hierzu zählen: 

M-04 – Durchführung von Artenschutzmaßnahmen 

M-23 – Strukturanreicherung der Landschaft, Aufwertung der ausgeräumten Feldflur (am 
nördlichen Rand des Geltungsbereichs des Teils B) 

Innerhalb des Teils A säumen Waldflächen größerer zusammenhängender Waldgebiete 
die geplanten Solarfelder und heutigen landwirtschaftlichen Flächen. Weiterhin sind au-
ßerhalb der Geltungsbereiche Siedlungsflächen, die B 14 und der Verlauf des Ehen-
bachs mit Überschwemmungsgebiet dargestellt. 

 
Abb. 4 derzeitige Darstellung des Amtsflächennutzungsplans (© Geobasis-DE / LDBV Bayern 2023, DVP 

Energy Germany 3 UG) 

Um dem Entwicklungsgebot des vorhabenbezogenen Bebauungsplans gem. § 8 Abs. 2 
Satz 1 BauGB zu entsprechen, ist eine Änderung des FNP im Bereich der „Freiflächen 
PV-Anlage Holzhammer“ planungsrechtlich erforderlich. Ein entsprechender Beschluss 
zur Durchführung der Änderung des Flächennutzungsplans mit Landschaftsplan wurde 
am 25.01.2024 vom Stadtrat Schnaittenbach gefasst. Die Änderung erfolgt im Parallel-
verfahren. 

Durch die Änderung der Darstellung der Ackerfläche zu Gunsten einer „Sonderbauflä-
che, Zweckbestimmung „Solar“ gem. § 11 Abs. 2 BauNVO kann dem Entwicklungsgebot 
Rechnung getragen werden. 
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Abb.5  geplante Darstellung des Amtsflächennutzungsplans (© Geobasis-DE / LDBV Bayern 2023, DVP 

Energy Germany 3 UG) 

 

4.5 Bebauungspläne 
Für den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans existieren keine 
rechtskräftigen Bebauungspläne. Aufstellungsbeschlüsse für Bebauungspläne sind 
ebenfalls nicht für das Gebiet durch den Rat der Stadt Schnaittenbach gefasst worden. 
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5. ZIEL UND ZWECK DER PLANUNG, ENTWICKLUNGSZIELE 
UND PLANUNGSGRUNDSÄTZE 

5.1 Ziel und Zweck der Planung 
Ziel der Planung ist die Errichtung großflächiger PV-Anlagen zur Gewinnung der Solar-
energie und deren Verstromung. 

Bauplanungsrechtlich ist hierfür die Aufstellung eines B-Planes notwendig. Mit dem Ver-
fahren ermöglicht und unterstützt die Gemeinde die privatwirtschaftlichen Interessen des 
Vorhabenträgers zur Errichtung eines Solarparks auf ihrem Stadtgebiet. 

Die Bauleitplanung trägt zu der gesamtstädtischen Entwicklung von Flächen für die Ge-
winnung regenerativer Energien bei. Die Bauleitplanung ist damit als Bestandteil der be-
reits begonnenen Entwicklung entsprechender Flächen im Stadtgebiet von Schnaitten-
bach anzusehen. 

Nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern 2023 sind erneuerbare Energien ver-
stärkt zu erschließen und zu nutzen. Hierbei möchte die Stadt Schnaittenbach einen 
angemessenen Beitrag leisten. Neben der Nutzung der Solarenergie an und auf Gebäu-
den sollen in angepasstem Umfang auch Photovoltaik-Freiflächenanlagen errichtet wer-
den können, wo dies aus städtebaulichen und sonstigen Erwägungen sinnvoll und mög-
lich ist (über die bereits bestehenden Anlagen im Gemeindegebiet hinaus). Nach den 
durchgeführten Prüfungen stehen der Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage 
an dem gewählten Standort keine sonstigen Planungsabsichten der Stadt Schnaitten-
bach oder sonstiger Planungsträger entgegen, so dass es sinnvoll und möglich ist, die 
geplante Anlage an dem vorgesehenen Standort zu realisieren. 

Mit der vorliegenden Bauleitplanung kann damit ein wesentlicher Beitrag zur nachhalti-
gen Versorgung mit elektrischer Energie sowie zur CO2-Einsparung geleistet werden. 

5.2 Entwicklungsziele 

Gestalterische Ziele der Grünordnung 

Der Grünordnungsplan setzt als Ergänzung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
nach § 9 Abs. 1 BauGB Nr. 14-16, 20, 22, 25 sowie § 178 die Nutzung der Grünflächen, 
ihre Behandlung und verbindliche Anpflanzung in privaten und öffentlichen Bereichen 
fest. Gemäß Art. 3 und 6 BayNatSchG und nach § 1a BauGB werden die notwendigen 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft so-
wie zur Vermeidung und zur Kompensation der zu erwartenden Eingriffe festgesetzt. 

Aufgrund seiner begrenzten Verfüg- und Vermehrbarkeit gilt es, die Grundsätze des Bo-
denschutzes bei allen Bauvorhaben zu berücksichtigen. Im vorliegenden Fall ist die Flä-
chenversiegelung durch die Art des Vorhabens begrenzt und beschränkt sich auf die 
Trafostationen sowie weitere der Zweckbestimmung des Sondergebietes unmittelbar 
dienende Nebenanlagen wie technische Einrichtungen zur Erzeugung, Umwandlung, 
Speicherung und Abgabe von elektrischer Energie. Notwendige Wege werden in unbe-
festigter Bauweise ausgeführt. 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen innerhalb der SO-Gebiete werden als arten- 
und blütenreiche Wiesenflächen aus gebietseigenem Material (hier aus dem Ursprungs-
gebiet 19 – Bayerischer und Oberpfälzer Wald) bzw. über lokal gewonnenes Mähgut 
angelegt und extensiv entsprechend BAYSTMB (2021a) gepflegt. An den Grenzen der 
Baugebiete (SO-Gebiete) werden in geeigneten Bereichen Gehölzpflanzungen 
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angelegt, um die PV-Anlage bestmöglich in die Landschaft einzubinden. Entsprechend 
den gesetzlichen Vorgaben (§ 40 BNatSchG) ist dabei gebietseigenes Material (hier aus 
dem Vorkommensgebiet 3 - Südostdeutsches Hügel- und Bergland) zu verwenden. 

Zu pflanzende Gehölze werden als Kompensationsmaßnahmen und -flächen für die un-
vermeidbaren Eingriffe in das Landschaftsbild festgesetzt. Ein Ausgleich für Eingriffe in 
den Naturhaushalt ist durch Einhalten der Vorgaben aus BAYSTMB (2021a) bzgl. Stand-
ortwahl und ökologische Gestaltungs- und Pflegemaßnahmen nicht erforderlich. 

Die zu bestimmenden Kompensationsflächen werden zeitgleich mit der Errichtung der 
PV-Anlage hergestellt bzw. deren Umsetzung eingeleitet, um möglichst früh positive Wir-
kungen auf Natur und Landschaft zu erzielen. 

Mit der Planung wird auch insbesondere den Zielen des Klimaschutzes entsprochen, 
also zum Gelingen der generationsübergreifenden Aufgabe beigetragen. Die Planung 
trägt damit übergeordnet zum Klimaschutz und folglich zur Sicherung einer menschen-
würdigen Umwelt bei und schützt die natürlichen Lebensgrundlagen im Sinne einer „kli-
magerechten“ Energieerzeugung. 

5.3 Planungsgrundsätze 
Wesentlicher Planungsgrundsatz ist im vorliegenden Fall zum einen die Sicherstellung 
einer geordneten Nutzung der Flächen sowie die Gewährleistung einer möglichst weit-
gehenden Vermeidung von Beeinträchtigungen der Schutzgüter. 

Darüber hinaus trägt die Planung dazu bei, den städtebaulichen Grundsatz der Nutzung 
erneuerbarer Energien sowie der effizienten Nutzung von Energie zu verfolgen, und dies 
nicht nur bezogen auf die Stadt Schnaittenbach, sondern darüber hinaus auch für über-
geordnete Planungs- und Verwaltungsebenen, da eine erhebliche Menge elektrischer 
Energie bereitgestellt werden kann. 

Der Betrieb der Anlagen ist privatwirtschaftlich organisiert, womit auch den Belangen der 
Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbrauchernahen 
Versorgung der Bevölkerung Rechnung getragen wird. Die Planung trägt zudem dem 
städtebaulichen Grundsatz der Versorgung, insbesondere mit Energie, einschließlich 
der Versorgungssicherheit Rechnung. 
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6. PLANINHALTE 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ba-
sieren im Wesentlichen auf folgenden Rechtsgrundlagen: 

 Baugesetzbuch (BauGB) gemäß Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I. S. 3634), 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) gemäß Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I. S. 3786) sowie 

 Bauordnung für das Land Bayern (Art. 81 BayBO)  

jeweils in der derzeit gültigen Fassung. 

 

6.1 Planungsrechtliche Festsetzungen 

6.1.1 Art der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 3 BauNVO und § 9 Abs. 2 BauGB) 

Der Verordnungsgeber hat in § 11 (2) BauNVO bestimmt, dass Gebiete, die der Nutzung 
erneuerbarer Energien dienen, als sonstige Sondergebiete festgesetzt werden können. 

Entsprechend § 11 Abs. 2 BauNVO werden daher die Solarfelder als „Sonstiges Son-
dergebiet mit der Zweckbestimmung eines „Gebiet für Anlagen, die der Nutzung erneu-
erbarer Energien durch Sonnenenergie dienen (Sondergebiet, Zweckbestimmung "PV-
Anlage")“, festgesetzt. 

Neben der erforderlichen Festsetzung der Zweckbestimmung des Sondergebiets wer-
den auch die jeweils zulässigen Anlagen und Nutzungen durch Festsetzung bestimmt, 
die mit den eigentlichen Solaranlagen in Verbindung stehen. Dabei werden die Neben-
anlagen nicht in eigenen Baugebieten verortet, sondern sollen nach technischen Not-
wendigkeiten installiert bzw. errichtet werden. Als zulässig sind aufgeständerte Solarmo-
dule und die für den technischen Betrieb erforderlichen Nebenanlagen, wie Anlagen zur 
Speicherung von Energie, Wechselrichter-, Transformatoren- und Übergabestationen, 
sowie sonstige Betriebsgebäude und Anlagen der Ver- und Entsorgung festgesetzt. Dies 
umfasst ebenfalls die Zulässigkeit von Zufahrten zu und zwischen Solarfeldern zum Be-
trieb und Versorgung der Anlagen innerhalb der Sondergebiete sowie Zufahrten zu 
Pflanz-, Acker- und Waldflächen usw. Auch sind hiermit erforderliche Nebenanlagen und 
Anlagen der Ver- und Entsorgung, bspw. zur gesicherten Löschwasserversorgung oder 
Anlagen zur Versickerung und Rückhaltung von auf der Fläche anfallendem Nieder-
schlagswasser, in nicht näher bestimmter Ausführungsart zulässig. 

6.1.2 Nutzung auf Zeit 

(§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 

In Bebauungsplänen können nach § 9 Abs. 2 BauGB „in besonderen Fällen festgesetzt 
werden, dass bestimmte der in ihm festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzungen 
und Anlagen nur 1. für einen bestimmten Zeitraum zulässig oder 2. bis zum Eintritt be-
stimmter Umstände zulässig oder unzulässig sind. Die Folgenutzung soll festgesetzt 
werden“. Hingewiesen, sei in diesem Zusammenhang auch auf die Regelungen des § 
35 Abs. 5 Satz 3 BauGB, wonach die Einhaltung der Verpflichtung durch Baulast oder 
in anderer Weise sichergestellt werden soll. Analog dazu sollte der Rückbau der nach 
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dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan zulässigen Anlagen gesichert werden, z. B. 
durch Baulast oder durch städtebaulichen Vertrag. 

Die Zulässigkeit der baulichen Nutzung endet mit der Einstellung des Anlagenbetriebes. 

Nach der endgültigen Nutzungsaufgabe sind die baulichen Anlagen der PV-Anlage voll-
ständig (inkl. Kabel, Zaun, Fundamente etc.) sowie Hecken rückzubauen. Nach der ver-
einbarten Nutzungszeit der Fläche für den Solarpark sollen die Anlagen sowie Pflanzun-
gen (Hecken) rückgebaut werden. Die Fläche ist natur- und landschaftsbildverträglich 
(wieder)herzustellen und der Fortführung der Nutzung durch die Landwirtschaft geeignet 
und zugänglich zu machen. Die wesentlichen Baustoffe von PV-Freiflächenanlage sind 
sehr langlebig (Lebensdauer > 20 Jahren). Nach Ende der Nutzungsdauer kann ein voll-
ständiger Rückbau inklusive Kabel und Fundamente sehr rasch und unkompliziert erfol-
gen15. Mit den vertraglichen Vereinbarungen über die Nutzung der Fläche (Pachtver-
träge) ist vorgesehen, dass sich der Vorhabenträger zum Rückbau verpflichtet und der 
Rückbau mit entsprechenden Bankbürgschaften abgesichert wird. Als Folgenutzung 
wird Acker und Grünlandfläche entsprechend der Vornutzung vorbehaltlich der einschlä-
gigen Vorschriften des Naturschutzrechtes (insb. § 30 BNatSchG/Art. 23 BayNatSchG, 
§§ 44 und 45 in Verb. mit § 67 BNatSchG) festgesetzt. 

6.1.3 Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Für die Baugebiete wird eine Grundflächenzahl (GRZ) und eine max. Größe der Grund-
flächen baulicher Anlagen gem. § 16 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 19 BauNVO festgesetzt.  

Die Grundflächenzahl gibt an, wieviel Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter 
Grundstücksfläche zulässig sind (§ 19 Abs. 1 BauNVO). Sie wird auf GRZ = 0,8 der 
Sondergebietsflächen als Höchstmaß festgesetzt, womit sie dem vom Gesetzgeber in 
§ 17 BauNVO vorabgewogenen Orientierungswert entspricht. Ein städtebauliches Erfor-
dernis der Festsetzung einer höheren GRZ besteht nicht, da das festgesetzte Maß für 
einen flächeneffizienten technischen Betrieb ausreicht. 

Für die notwendigen Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen (Trafostationen, Batte-
riespeicher o. ä.) werden die maximalen Grundflächen festgesetzt, damit deren unterge-
ordnete Bedeutung gesichert und eine zu intensive gebäudebezogene Bebauung der 
Fläche vermieden wird. Die Grundfläche dieser baulichen Anlage soll 100 m² nicht über-
steigen. Mit der festgesetzten Größe können die erforderlichen Gebäude realisiert und 
deren Bestimmung in Betrieb genommen werden. 

Ebenso wird der Abstand der Modulreihen zueinander sowie zum Boden festgesetzt. 

Mit der Festsetzung des zulässigen Mindestabstandes wird sowohl den technischen Be-
langen der Anlagen selbst, auch unter Effizienzgesichtspunkten, als auch dem Schutz 
von Natur und Landschaft Rechnung getragen. Damit werden Verschattungsanteile be-
grenzt und ein Mindestmaß zur ungehinderten Infiltration gewährleistet. Die Ausführung 
zur Projektion dient der Klarstellung, wie diese auf einer geneigten Fläche zu bemessen 
ist. 

Gem. § 16 Abs. 6 i.V.m. § 18 BauNVO wird die maximale Höhe der baulichen Anlagen 
begrenzt. 

Ergänzend werden entsprechend § 16 (3) Nr. 2 BauNVO aus Gründen des Landschafts-
bildes Maximalhöhen in Verbindung mit dem Nutzungsmaß der GRZ festgesetzt. Die 

 
15 NABU und BSW Solar (April 2021), Kriterien für naturverträgliche Photovoltaik-Freiflächenanlagen. Gemeinsames 
Papier 
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Festsetzungen dienen somit der Vermeidung der Beeinträchtigung des Landschaftsbil-
des, indem eine Überhöhung ausgeschlossen wird. 

Festgesetzt für die Solarmodule ist die Mindesthöhe der Unterkante (UK) und Maximal-
höhe der Oberkante (OK). Damit wird eine für den technischen Betrieb voraussichtlich 
notwendige Höhe festgesetzt, auch in Bezug auf einen Mindestabstand zum Boden, der 
für Pflegemaßnahmen benötigt wird. Für die Nebenanlagen und Betriebseinrichtungen 
wird eine notwendige Gebäudeoberkante OK festgesetzt. Die Höhenfestsetzungen der 
Gebäudeoberkante entspricht der der Solarmodule. 

Die Gebäude werden gegenüber den Modulen aber untergeordnet erscheinen, so dass 
eine Überhöhung in Hinsicht auf das Landschaftsbild nicht zu erwarten ist.  

Als unterer Bezugspunkt für die getroffenen Höhenfestsetzungen ist die nach den Bau-
antragsunterlagen projektierte Geländeoberfläche festgesetzt. Aufgrund des bewegten 
Reliefs ist es mit verhältnismäßigem Aufwand nicht möglich eine allgemein verständliche 
und hinreichend bestimmte Festsetzung zu treffen. Auf Grundlage der getroffenen Hö-
henfestsetzungen kann aber sehr wohl eine städtebauliche Einschätzung der Planwir-
kungen, insbesondere im Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligungen ge-
troffen werden. 

Mit der Formulierung „unterhalb des jeweils höhenrelevanten Teiles der baulichen An-
lage“ wird das Ziel verfolgt, auch in Hanglage über lange Strecken planen zu können. 
Jedenfalls wird sich somit keine Photovoltaikanlagen an keinem Punkt mit einer Boden-
freiheit (Unterkante) von mehr als 4,00 m vom unterliegenden Geländeoberfläche abhe-
ben. 

Als zulässiges Höchstmaß der baulichen Nutzung im Sondergebiet ergibt sich für den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan damit: 

- Grundflächenzahl (GRZ): 0,8 

- max. Größe Grundfläche je Gebäude (z.B. Trafostation, Batteriespeicher): 100 m² 

- Abstand Modulreihen: mind. 3,0 m (Bezug: Abstand der Solarpaneele zueinander) 

- Abstand Unterkante Modul Freiflächen-Photovoltaik über GOK: 0,80 – 1,0 m (GOK 
= über vorhandenem Gelände) 

- max. Höhe baulicher Anlagen (z.B. Module, Trafostation) über GOK: 3,50 m 

Als unterer Bezugspunkt für die getroffenen Festsetzungen zur Höhe der Module dient 
die projektierte Geländeoberfläche unterhalb des jeweils höhenrelevanten Teils der bau-
lichen Anlage laut den Bauantragsunterlagen. 

Eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl bzw. Grundfläche für Gebäude 
ist nicht zulässig. 

6.1.4 Überbaubare Grundstücksfläche  

(§9 Abs.1 Nr.2 BauGB i.V.m. §23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksgrenzen werden durch Baugrenzen bestimmt. Die Bau-
grenzen sind innerhalb der Sondergebiete bis zu notwenigen Abständen aufgrund be-
stehender Restriktionen ausgedehnt, womit eine effiziente Flächennutzung angestrebt 
wird. 

Gem. § 23 Abs. 1 BauNVO werden die mit baulichen Anlagen überbaubaren Grund-
stücksflächen durch Baugrenzen zeichnerisch festgesetzt. 
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6.1.5 Nebenanlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Innerhalb der festgesetzten Sondergebiete sind der Zweckbestimmung der Sonderge-
biete dienende Nebenanlagen wie technische Einrichtungen zur Erzeugung, Umwand-
lung, Speicherung und Abgabe von elektrischer Energie innerhalb der Baugrenzen zu-
lässig. 

6.1.6 Verkehrsflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Für die Zufahrt und den Zugang zu den eingezäunten Solarfeldern sind Toranlagen vor-
gesehen. In der Planzeichnung sind die Zufahrten und -gänge als Ein- und Ausfahrt gem. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB festgesetzt. Innerhalb der festgesetzten Sondergebiete sind 
Umfahrungen und Zufahrten zu baulichen und technischen Anlagen zulässig. Die not-
wendigen Wege (z.B. Pflegewege) innerhalb des SO sind in unbefestigter Bauweise 
auszuführen (z.B. Schotterrasenweg, wassergebundene Decke, Wiesenweg). 

6.1.7 Flächen für Versorgungsanlagen, die Abwasserbeseitigung, einschließlich 
der Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Niederschlagswasser wird auf dem Grundstück versickert. 

Den angrenzenden Verkehrsflächen und deren Entwässerungsanlagen darf kein Regen-
wasser von befestigten Flächen zugeleitet werden. 

6.1.8 Private Grünfläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Die Flächen zur Anpflanzung von Hecken (Zweck: Blendschutz, Einbindung des Vorha-
bens in die Landschaft) innerhalb der Teile A+B werden als private Grünfläche festge-
setzt. 

6.1.9 Landwirtschaftliche Flächen und Flächen für Wald 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB) 

Die angrenzend umliegenden Flächen der festgesetzten Sondergebiete innerhalb der 
Geltungsbereiche A+B werden gemäß ihrer gegenwärtigen Nutzung als Flächen für die 
Landwirtschaft festgesetzt. Für diese Flächen bleibt der landwirtschaftliche Betrieb auf-
rechterhalten. 

Innerhalb des Teils A wird die südöstliche Fläche zwischen dem geplanten Solarfeld 1 
und den angrenzenden Waldflächen als Fläche für Maßnahmen zum Schutz und zur 
Pflege von Natur und Landschaft festgelegt. Es handelt sich bei der Fläche um einen 
Ruderal-Altgrasbestand. Eine entsprechende Darstellung sieht auch der Flächennut-
zungsplan der Stadt Schnaittenbach vor. 

Innerhalb der Geltungsbereiche A+B werden die bestehenden Waldflächen als Flächen 
für Wald festgesetzt. Bei der Dimensionierung der Solarfelder und Festsetzung der über-
baubaren Grundstücksflächen der Sondergebiete in den jeweiligen Geltungsbereichen 
wurde auf einen ausreichenden Abstand zu den Waldflächen reagiert. Die Solarfelder 
weisen i. d. Regel (25 m) einen ausreichenden Abstand zu den Waldkanten auf. 
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6.1.10 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 und § 9 Abs. 1a BauGB) 

Eine Kompensation der durch planungsrechtliche Festsetzungen zur Zulässigkeit von 
baulichen Anlagen vorbereiteten Eingriffe („Freiflächen PV-Anlage Holzhammer") ist 
durch Einhalten der Vorgaben der Hinweise des BAYSTMB zur „Bau- und landesplaneri-
schen Behandlung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen“ vom 10.12.2021 nicht notwen-
dig, da keine erheblichen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes verbleiben. 

Für die Kompensation der Eingriffe in das Landschaftsbild werden an den Grenzen der 
Solarfelder (SO-Gebiete) in geeigneten Bereichen Gehölzpflanzungen angelegt, um die 
PV-Anlage bestmöglich in die Landschaft einzubinden. Für die Pflanzungen sind ge-
bietseigene Gehölze zu verwenden. Die Verwendung gebietseigenen Pflanzgutes ist ge-
genüber der Unteren Naturschutzbehörde nachzuweisen. Mit dieser Maßnahme können 
neue mögliche Habitate für Kleinvögel und Insekten entstehen. 

Die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen hat zeitgleich mit der Errichtung der PV-
Anlage zu erfolgen bzw. ist zeitgleich einzuleiten. Die Ausführung ist der Unteren Natur-
schutzbehörde anzuzeigen, ein Abnahmetermin hat zu erfolgen. 

Als weitere Maßnahmen sind vorzusehen: 

- Verbot einer dauerhaften Beleuchtung; 

- Zur Vermeidung von Lockwirkungen auf nachtschwärmende Insekten ist eine dau-
erhafte Beleuchtung der Anlagen unzulässig; 

- Minimierung der Flächenversiegelung; 

- Durchlässige Gestaltung der Einfriedung; 

- Notwendige Wege (z. B. Pflegewege) innerhalb und zur Erschließung der Geltungs-
bereiche des vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind in unbefestigter Bauweise 
auszuführen (z. B. Schotterrasenweg, wassergebundene Decke, Wiesenweg); 

- Verwendung von autochthonem Saatgut; 

- Für alle Ansaaten ist ausschließlich die Verwendung von standortgerechtem, au-
tochthonem Saatgut (Ursprungsgebiet 19, Bayrischer und Oberpfälzer Wald) resp. 
lokal gewonnenes Mähgut zulässig. 

 

6.1.11 Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkun-
gen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Die von der Anlage ausgehenden Geräusche, wie tieffrequente von Transformatoren 
abstrahlende Geräusche oder der Lärm, den Wartungsarbeiten verursachen, müssen 
bei nächstgelegenen Wohngebäuden die in der TA Lärm genannten Anforderungen er-
füllen. 

Insbesondere müssen die Beurteilungspegel des Anlagenlärms nachstehend genannte 
Immissionswerte um mind. 10 dB(A) unterschreiten. Folgende Immissionsrichtwerte gel-
ten für die Immissionsorte im Misch-/Dorfgebiet: 

- tags (6.00 – 22.00 Uhr):  60 dB(A) 
- nachts (22.00 – 6.00 Uhr): 45 dB(A) 

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen den Richtwert tags um nicht mehr als 30 
dB(A) und nachts um nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten. 
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Bei Beschwerden über den Lärm, den der Betrieb der Anlage verursacht, kann die Stadt 
Schnaittenbach den Nachweis anhand von Immissionsmessungen nach TA Lärm 
und/oder DIN 45680 fordern. Die Ergebnisse dieser Messung sind spätestens innerhalb 
von zwei Monaten nach Aufforderung durch die Stadt Schnaittenbach vom Vorhabenträ-
ger kostenfrei vorzulegen.  

Lärmintensive Wartungsarbeiten, wie z. B. Mäharbeiten, sind nur werktags in der Zeit 
von 7.00 – 20.00 Uhr zulässig. 

In den vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind entsprechende textliche Festsetzun-
gen aufgenommen worden. 

6.1.12 Flächen für Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 a und b BauGB) 

Entwicklung und Pflege von extensivem Grünland innerhalb der PV-Anlage  

Unter und zwischen den Photovoltaikmodulen der Teilflächen 1 -  3 wird arten- und blü-
tenreiches, extensiv genutztes Grünland entwickelt, so dass zu erwarten ist, dass sich 
der Artenreichtum im Vergleich zur momentanen Nutzung eher erhöht.   

Die Pflege ist als ein- bis zweischürige Mahd mit insektenfreundlichem Mähwerk 
(Schnitthöhe < 10 cm) mit Entfernung des Mähgutes und/oder standortangepasste Be-
weidung durchzuführen. 

 

Heckenpflanzungen 

Zur Vermeidung von Blendwirkungen sind an den Rändern der festgesetzten Sonderge-
biete auf den in der Planzeichnung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB festgesetzten Flä-
chen mit einer Breite von 2,0 - 5,0 m durchgehende, blickdichte Heckenpflanzen mit 
einer Höhe von 2,5 bis 3,0 m vorzusehen. Ausgenommen hiervon sind Ein- und Aus-
fahrten zu den Solarfeldern. 

Für die Kompensation der Eingriffe in das Landschaftsbild sind an den sonstigen Rän-
dern der festgesetzten Sondergebiete, die nicht mit einer Heckenpflanzung zum Schutz 
vor Blendwirkungen bepflanzt sind, gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB Feldhecken in Kom-
bination mit Gräser- und Hochstaudensäumen vorzusehen, um die Solarfelder einzugrü-
nen und bestmöglich in die Landschaft / Ortsbild einzubinden. Die Verortung der Pflanz-
maßnahmen ist den Maßnahmenplänen zum Umweltbericht zu entnehmen. Für die 
Pflanzungen sind gebietseigene Gehölze (vgl. Hinweis Nr. 3.7) zu verwenden. Die Ver-
wendung gebietseigenen Pflanzgutes ist gegenüber der unteren Naturschutzbehörde 
nachzuweisen. 

 

6.2 Örtliche Bauvorschriften 
(Art. 81 BayBO i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB) 

 

6.2.1 Ausgestaltung Nebenanlagen und Module 

Für Trafostationen sind grelle Farben sind zu vermeiden. 

Für die PV-Anlage ist die Verwendung blendarmer Module zwingend vorgeschrieben. 
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6.2.2 Werbeanlagen 

Das Anbringen von Werbeanlagen ist grundsätzlich untersagt. 

6.2.3 Grundwasser / Oberflächenwasser 

Durch Baumaßnahmen und betriebliche Abläufe darf das Grundwasser nicht beeinträch-
tigt werden. Bei Antreffen oberflächennahen Grundwassers ist auf verzinkte Profile nach 
Möglichkeit zu verzichten. 

Die Pflege der Modulflächen hat ohne Einsatz von chemischen Reinigungsmitteln zu 
erfolgen. 

Versiegelte Flächen sind auf ein Minimum zu beschränken. 

Das wild abfließende Wasser darf gem. § 37 WHG keine Benachteiligung umliegender 
Grundstücke herbeiführen. 

Die Pflege der Grundstücks- und Modulflächen hat ohne Einsatz von Pflanzenschutzmit-
teln bzw. chemischen Reinigungsmitteln zu erfolgen. 

6.2.4 Abgrabungen und Auffüllungen 

Aufschüttungen oder Abgrabungen zur Herstellung von ebenen Flächen sind über vor-
handenem Geländeniveau zulässig, soweit sie aus technischen Gründen für die Aufstel-
lung der technischen Anlagen (z.B. Solarmodule) notwendig sind. Übergänge zwischen 
Geländemodellierung und vorhandenem Gelände sind als Böschung herzustellen, die 
Böschungsneigung darf nicht steiler als 1:4 sein. 

6.2.5 Gestaltung nicht-überbauter Grundstücksflächen 

Die nicht überbauten (d. h. auch die mit PV-Modulen überstellten) Grundstücksflächen 
im Sondergebiet sind als extensives arten- und blütenreiches Grünland zu entwickeln. 
Die Begrünung hat dabei ausschließlich über gebietseigenes Saatgut (Ursprungsgebiet 
19 – Bayerischer und Oberpfälzer Wald) bzw. über lokal gewonnenes Mähgut zu erfol-
gen. Die Verwendung gebietseigenen Saatgutes ist gegenüber der Unteren Natur-
schutzbehörde nachzuweisen. 

Das hergestellte Grünland ist extensiv zu pflegen (1-2x Mahd/Jahr, Schnitthöhe 10 cm, 
Abfuhr Mähgut, Verzicht auf Mulchen, Dünger und Pflanzenschutzmittel). 

6.2.6 Einfriedungen 

Die Photovoltaikanlage ist einzufrieden. Die Einfriedung hat sich dem Geländeverlauf 
anzupassen und ist ohne Sockel bis zu einer Höhe von max. 2 m auszuführen. Die Ver-
wendung von Maschendraht oder Stahlgittermatten ist möglich. Um Kleintieren das Que-
ren der Anlage zu ermöglichen, ist zwischen vorhandenem Gelände und Zaununterkante 
eine Lücke von 15 cm zu belassen. 

 

6.3 Hinweise 

Die im Folgenden dargestellten Inhalte werden als Hinweise in den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan aufgenommen. 
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6.3.1 Rechtsvorschriften 

Die diesem vorhabenbezogenen Bebauungsplan zugrunde liegenden Rechtsvorschrif-
ten (Gesetze, Verordnungen, DIN-Normen) können bei der Stadtverwaltung Schnaitten-
bach, Rosenbühlstraße 1, 92253 Schnaittenbach zu den allgemeinen Öffnungszeiten 
eingesehen werden. 

6.3.2 Schutz des Oberbodens 

Bei baulichen und sonstigen Veränderungen des Geländes ist der belebte Oberboden 
so zu schützen, dass seine ökologischen Funktionen erhalten bleiben. Er ist bei Inan-
spruchnahme hierzu in seiner ganzen Dicke abzuheben und in max. 2 m hohen Mieten 
zwischenzulagern, sofern er nicht sofort an anderer Stelle Verwendung findet. Der 
Oberboden ist vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen, auch sonstige Beeinträch-
tigungen wie Verdichtung oder Verunreinigung sind zu vermeiden. Die Normen DIN 
18915 und DIN 19731 sind zu beachten. Auf § 202 BauGB (Schutz des Mutterbodens) 
wird ausdrücklich hingewiesen. Überschüssiges Bodenmaterial ist unter Beachtung der 
§ 12 BBodSchV möglichst am Entstehungsort zu verwerten. 

Bodenaushub ist auf den Grundstücken flächig zu verteilen. Der gewachsene Bodenauf-
bau ist überall dort zu erhalten, wo keine baulichen Anlagen errichtet und auch sonst 
keine nutzungsbedingte Überprägung der Oberfläche geplant bzw. erforderlich ist. 

6.3.3 Bodenschutz 

Soweit bei Baumaßnahmen (Aushubarbeiten) organoleptische Auffälligkeiten festge-
stellt werden, die auf eine Altlast hindeuten, ist unverzüglich das Landratsamt Amberg-
Sulzbach zu benachrichtigen (Meldepflicht gem. Art. 1 BayBodSchG). Die Vorschriften 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) sind zu beachten. Die ordnungsgemäße Ent-
sorgung von überschüssigem Material und die Schadlosigkeit verwendeten Auffüllmate-
rials müssen nachgewiesen werden können. Gegen das Entstehen schädlicher Boden-
veränderungen durch Verdichtungen auf den betroffenen Flächen sind Vorsorgemaß-
nahmen zu treffen. 

6.3.4 Dränsysteme 

Im Zuge durchgeführter Flurbereinigungsmaßnahmen sind Bodenentwässerungsein-
richtungen hergestellt worden. Diese befinden sich, nachweislich vorliegender Drainage-
plänen des Wasserwirtschaftsamtes Weiden u. a. auf dem Flurstück 49 (Solarfeld 1). Bei 
der Pfählung der PV-Module oder der Fundamentierung von baulichen Nebenanlagen 
sind daher ggf. notwendige Entwässerungseinrichtungen umzulegen bzw. werden nach 
Abschluss der Nutzungsdauer wiederhergestellt. Es darf zu keinen Abflussverschärfun-
gen kommen. 

6.3.5 Schutzabstände Pflanzungen 

Bei der Pflanzung von Gehölzen ist der jeweilige Regelabstand zu den unterschiedlichen 
Leitungen einzuhalten. Bei Unterschreitung sind entsprechende Schutzmaßnahmen vor-
zusehen. 

Bei der Neuverlegung von Versorgungsleitungen ist zu geplanten Gehölzen der jeweilige 
Regelabstand einzuhalten. Sollte dieser unterschritten werden, sind Schutzmaßnahmen 
durch die Versorgungsträger vorzusehen. 

Der Abstand und die Art der Bepflanzung zu angrenzenden Grundstücken ist so zu be-
messen, dass eine Beeinträchtigung benachbarter Grundstücke durch Überwuchs, 
Schattenwurf und Bewurzelung ausgeschlossen ist. 
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6.3.6 Denkmalschutz 

Zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische Lan-
desamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 
1-2 DSchG: 
 
Art. 8 Abs. 1 DSchG: 
Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmal-
schutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige ver-
pflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Unter-
nehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. 

 
Art. 8 Abs. 2 DSchG: 
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche 
nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbe-
hörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

6.3.7 Geeignete Gehölzauswahlliste (Pflanzliste) 

Zulässig sind im gesamten Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
folgende heimische und standortgerechte Gehölzarten: 

Geeignete Arten für die Heckenpflanzungen sind (Vorschlagsliste): 
 
Bäume 2. Ordnung: 
Spitz Ahorn (Acer platanoides) 
Feldahorn (Acer campestre) 
Hainbuche (Carpinus betulus) 
Wild-Apfel (Malus sylvestris) 
Traubenkirsche (Prunus padus) 
Wildbirne (Pyrus pyraster) 
Vogelbeere (Sorbus aucuparia) 
 
Sträucher: 
Haselnuss (Corylus avellana) 
Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna) 
Schwarze Heckenkirsche (Lonicera nigra) 
Schlehe (Prunus spinosa) 
Faulbaum (Rhamnus frangula) 
Hundsrose (Rosa canina) 
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) 
 

6.3.8 Duldungspflichten 

Bei der Bewirtschaftung der an den Planungsbereich angrenzenden landwirtschaftlichen 
Flächen nach guter landwirtschaftlicher und fachlicher Praxis können Emissionen auf-
treten. Diese sind vom jeweiligen Besitzer, Pächter oder Mieter der Liegenschaft hinzu-
nehmen, ohne dass daraus Ansprüche erhoben werden können. Auch mögliche Emis-
sionen durch die benachbarten landwirtschaftlichen Betriebe (Lärm, Geruch, Verkehr) 
sind hinzunehmen. 
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6.4 Flächenbilanz 
 

 Geltungsbereich 
VBB in m² 

Sondergebiet Fläche für die 
Landwirtschaft 

Fläche für 
Wald 

Grünflächen 

  Solarfeld Größe    

Teil A 93.079,0   42.691 12.627 745 

 0 Solarfeld 1 37.016 0 0 0 

Teil B 225.246  0 0 100.366 0 

 0 Solarfeld 2 33.234 30.180 0 3.374 

 0 Solarfeld 2 
Speicher 

5.514 0  0 

 0 Solarfeld 3 28.732 20.416 0 3.430 

Gesamt 318.325  104.496 93.287 112.993 7.549 

Gesamt an-
teilig (%) 

100  32,8 29,3 35,5 2,4 

       

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Essen, den 14.08.2024 
 


